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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


72. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 22. Juni. 
11 Ubr. Am Miniſtertiſche Achenbach Friedenthal, Minifterial-Directoren 
Weishaupt und Mac Lean, Geb. Räthe Hoffmann, Knerk, Grandke u. A. 
Das Haus erledigt ohne Debatte den Bericht der Budgetcommiſſion, betref⸗ 
fend die Ueberſichten über den Fortgang des Baues und die Ergeb⸗ 
niſſe des Betriebes der Staatseifeubabnen in den Jahren 1873 
und 1874 und tritt ſodann in die Beratbung der Ueberſicht über den Stand 
der Eiſenbahnbauten im Jahre 1875. f 
Berichterſtatter Abg. Nane Die Summe der im Laufe der letzten zehn 
ahre für Eiſenbabnzwecke außerordentlich bewilligten Gelder beläuft ſich auf 
022,305,376 Mark. Hiervon iſt bis zum Schluſſe des Jahres 1875 etwa 
die Hälfte verausgabt worden, fo daß noch ein Beſtand von 489,593 623 
Mart vorhanden war. Es iſt nun in der Budgetcommiſſion von dem Vor⸗ 
fihenden an die Regierung der Wunſch ausgeſprochen worden, dieſe Summe 
möglichſt in erſter Linie zur Verwendung für bahnarme Landestheile zu 
bringen. Es dies nicht allein im Intereſſe der Bewohner jener Landestheile 
wünſchenswerth, ſondern für Handel und Gewerbe im Allgemeinen, die ja 
augenblidlich in Deutschland fo ſchwer darniederliegen. Außerdem iſt noch 
von Privatgeſellſchaften eine Strecke don 2340 Kilometer oder 310 Meilen 
auszubauen. Wenn auch bei vielen Geſellſchaften für den Augenblick die 
Geldmittel zur Ausführung nicht vorhanden ſind, ſo wird doch die Regierung 
von den gegebenen Conceſſionen nicht abgehen. Ich glaubte dies zur Ver⸗ 
mehrung des Vertrauens im Lande conſtatiren zu ſollen, und ich hoffe, daß 
jene Thatſachen mit zum Aufſchwung des Handels und der Induſtrie bei⸗ 


tragen werden. 0 f 
Abg. Kletſchke richtet an die Stadtsregierung die Frage, ob der Bau 


der Bahnſtrecke Bite cue eh bereits begonnen, und wenn dies nicht der] nötb 


all ſei, woran die Schuld dieſer Verzögerung gelegen hat, da doch die 

ittel ſchon vor zwei 82 bewilligt worden. a 

Miniſterialdirector Weishaupt weiſt darauf bin, daß die betreffende 
Babnitrede eine der ſchwierigſten Deutſchlands hat, und man lönne ſich des 
bald nicht wundern, wenn die Vorarbeiten E gehen; doch ſei zu er⸗ 
warten, daß noch im Laufe dieſes Jahres dem Wunſche des Vorredners werde 
entſprochen werden können. 1 N 

Abg. Miquel: Der Berichterſtatter bat darauf bingewiefen, daß eine 
große Zahl von Bahnconceſſionen an Privatgeſellſchaften ertheilt ſei und daß 
die Regierung dieſe Conceſſionen nicht zurückziehe, obwohl die Geſellſchaften 
zur Zeit wegen ſchwieriger n Bahnen ez nicht in der Lage ſind, die 
Bahnen auszuführen. Zu dieſen a gehört die Linie Hamm⸗Osnabrück, 
die der Bergiſch⸗Märkiſchen Geſellſchaft ſchon vor längeren Jahren conceſſio⸗ 
nirt war. Dieſe Conceſſion ſteht mit dem Bau der Oldenburgiſchen Staats⸗ 
bahn von Oldenburg im Anſchluß an die Bahn nach dem Jahdehafen über 
Quakenbrückznach Osnabrück im Zuſammenhange. Dieſe Staatsbahn ſollte 
dis nach Hamm Anſchluß gewinnen, um to eine Kohlenabfuhrbahn bis zur 
Nordſee herzuſtellen. Jetzt erklärt nun die Bergiſch⸗Märliſche Geſellſchaft, 
daß ſie ſich augenblicklich außer Stande ſehe, die Strecke Hamm⸗Osnabrück 

u bauen. Ich faſſe dieſe Erklärung als eine Bitte um Gewährung einer 

riſt auf. Ob die Gewährung dieſer Bitte im vorliegenden Falle mit Rück⸗ 
icht auf die ſchwierigen Finanzverbältniſſe der Geſellſchaft gerechtfertigt iſt, 
vermag icht nicht zu beurtheilen, möchte aber zur Erwägung anheimgeben, 
ob nicht durch das Intereſſe, das der oldenburgiſche Staat an der Fortfüh⸗ 
zung der Bahn hat, etwa durch Verhandlungen mit dem oldenburgiſchen 
Staat der Geldverlegenheit abgeholfen und ſo die Ausführung der Bahn 
ermöglicht werden könne. 5 

Daß die Bahn auch in ſehr dringendem Intereſſe Preußens, ſpeciell der 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie liegt, kann keinem Zweifel unterliegen; an⸗ 
dererſeits hat der oldenburgiſche Staat wohl einen billigen Anſpruch darauf, 
daß, nachdem er ſeinerſeils in der Hoffnung auf den Weiterbau die Linie 
bis Osnabrück fortgeführt hat, reſp. im Begriff iſt fortzuführen, von Seiten 
der preußiſchen Regierung auch Alles geſchehe, um dieſer Hoffnung zu ent⸗ 
ſprechen. Sollte zur Zeit keine Möglichkeit fein, dieſes Ziel zu erreichen, fo 
richte ich an die Regierung die dringende Bitte, wenigſtens die Bahnhofs⸗ 
verbältniſſe der Stadt Osnabrück zum raſchen Abſchluß zu bringen. Mit 
Rückſicht auf die Bahn Hamm⸗Osnabrück kommt es in dieſer Sache nicht zur 
Entſcheidung, fo daß alle Bauten der Stadt feit einer Reihe von Jahren 
ſtillliegen, weil die Straßenlinien nicht ausgeworfen werden können. Dieſe 
großen Unzuträglicteiten würden ſich noch ſteigern, wenn zu dem Umſtande, 
daß der Güter⸗ und Perſonenbahnhof der preußiſchen Staatsbahn in der 
Nähe der Stadt liegt und durch Nideauübergänge der Verkehr ſehr gehin⸗ 
dert wird, noch der Anſchluß der Oldenburgiſchen Bahn hinzukäme, ohne 
das Erforderliche in dieſer Richtung ala Die Niveanübergänge wür: 
den dann durch die Steigerung des Bahnderkehrs noch läſtiger und gefähr⸗ 
licher werden. Ich frage deshalb, was die Regierung in dieſer Frage zu 
thun gedenkt. 5 £ f 

Minifterialbirector Weishaupt: Die Schilderung, die der Vorredner ges 
geben bat, iſt eine völlig richtige; die Staatsregierung glaubt jedoch, um 
nicht einen unnöthigen Druck zu üben, ſich vorläufig mit dem Zuſtande⸗ 
kommen der Strecke Oldenburg⸗Osnabrück zufriedengeben zu ſollen. Die Re⸗ 
gierung 0 mit der oldenburgiſchen Regierung in Verhandlung getreten, und 
bei dem Intereſſe, welches dieſe an jener Bahn nimmt, iſt ein baldiges Zu⸗ 
ſtandekommen einer Vereinbarung zu hoffen. 

Abg. Dr. Hammacher: Mir ſcheint der Babnhofsbau doch im engen 
Zuſammenhange mit der Fortführung der Bahn von Osnabrück nach Hamm 
wu ſteben. Ich will nun nicht die Regierung dazu bewegen, einen e 

ruck zu üben, aber ich will darauf hinweiſen, daß die oldenburgiſche Re⸗ 


gierung die Bahn Quakenbruck⸗Osnabrück mit großen Koften gebaut hat, 


und zwar in der Vorausſetzung, daß von Seiten der preußiſchen Regierung 
die Strecke Osnabrück Hamm ebenſo raſch zum Abſchluß * werden 
würde. Es liegt alſo nicht nur im allgemeinen wirthſchaftlichen Intereſſe, 
ſcern es iſt auch ein mobile offieium unferer Regierung der oldenburgi⸗ 
chen gegenüber, wenn ſie auf Vollendung drängt. Ich glaube, daß es nicht 
ſchwer ſein wird, durch Verhandlungen mit der oldenburgiſchen Regierung 
5 les andere Grundlage zu finden, auf der man vorgeben kann; es wäre 
— reſſe der Stadt Osnabrück, der Provinz Weſtfalen und der Re: 
Mimniſterial Director Weishaupt erklärt, daß vorläufig ein proviſo⸗ 
riſches Bahnbofsgedaupde errichtet werden würde; — Uebri A die Re⸗ 
en 1 nächſten Seſſion einen Druck auf die Bergiſch⸗Märkiſche 
Abg. Kieſchke ſpricht ſein Erſtaunen darüber aus, daß von dem Anlage⸗ 
Capital der Bahn VanpigsNeufabrmailer noch eine —.— von 375,0 
Mart vorhanden ſei, obaleſch die Bahn ſchon 1867 in Angriff genommen 
worden. Er halte es nicht für richtig, daß Summen vom Aalage⸗Capital 
für eventuelle Erweiterungen und Neubauten zurückgehalten würden, denn 
dadurch würde das Bewilligungsrecht des r in Eiſenbahn⸗ 
ul jenbeiten, das an ſich ſchon ſchwierig genug durchzuführen fei, vollig 
uſoriſch. 1 
iniſterial⸗Director Weishaupt: Es handelt ſich bier nicht um eine 
nachträgliche Erweiterung oder einen Neubau, ſondern um einen Bau 
er ſchon im Anfang in den aufgenommen war. Derſelbe wurde aber 
— vorläufig als den Anfprühen der Danziger nicht entſprechend, zurück⸗ 


Abg. Miquel ſpricht die Erwartung aus, daß, falls mit der oldenburgi⸗ 
ſchen Regierung ein Modus für den Bau der Osnabrück⸗Hammer Bahn 
gefunden würde, in der Conceſſion der Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn kein Hin⸗ 
derniß für die Ausführung gefunden werden könne. Die Bahnhofsfrage 
Dange weſentlich mit der Weiterführung der Bahn von Osnabrück nach Hamm 
uſammen, und er möchte deshalb bitten, die Sache nicht ſchon von vorn⸗ 
erein als u A zu betrachten und nicht ein Babnhofsproject 85 
uführen, welches die Fortführung der Bahn unmoglich mache. Durch die 
Stiche Verzögerung und Ungewißheit ſei eine ſchwere a en der 
tadtintereſſen Nen e und er wünſche nur, daß durch den Durchbruch 
ahn der Stadt Osnabrück nicht noch größere und 
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Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſchwerere Schäden und Verkehrsſtörungen entſtehen möchten, wie bisher. Es 
müßte wenigſtens Vorſorge getroffen werden, daß die allgemeinen Grundſätze 
über Niveauübergänge und Herſtellung von Ueberführungen zur Ausführung 
gelangten. Er ſei ſehr erfreut, daß die Staatsregierung die Anſicht theile, 
daß dieſer achtjährigen Ungewißheit, die alle Bewegung in der Stadt Osnabrück 
gelähmt habe, endlich ein Ende gemacht werden müſſe; es liegt nur im In⸗ 
tereſſe und den Wünſchen der Stadt, daß ſie endlich freie Bewegung bekomme, 
namentlich in ibren Bauten und Straßenzügen. j 
, Minifterial-Director Weishaupt erklärt ſich mit der vom Abg. Miquel 
im Anfange ſeiner Rede ausgeſprochenen Anſicht einverſtanden. 
Abg. Windthorſt (Meppen) bittet die Regierung, die Herſtellung des 
Bahnhofs zu Hannover mit möglichiter Energie zu fördern, weil während 
der Zeit des Baues eine große Verkehrsſtörung einträte. 8 
bg. Dr. Dohrn wünſcht Auskunft darüber, wie lange das Proviſorium 

der Bahnhofsanlagen der Oldenburger Bahn in Osnabrück dauern werde. 
re ee Weishaupt erklärt, darüber keine Auskunft geben 
zu können. 0 

Abg. Dr. Hammacher richtet an die Staatsregierung die Frage, ob die 
Herſtellung der Bahn von Clausthal-Langelsheim geſichert und bis wann 
die ger ellung zu erwarten fei. 5 

egierungs⸗Commiſſar Weis haupt erklärt, daß die Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahn die Sache übernommen habe und noch in Jahresftiſt ein 
Abſchluß B erwarten ſei. j 

Abg. Dr. Hammacher wünſcht im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs 
eine beſſere Verbindung von Hamburg und Harburg, da die jetzige Commu⸗ 
nication, die gleichſam als Monopol einer Eiſenbahngeſellſchaft übergeben 
worden, eine höchſt mangelhafte ſei. Die Verbindungsbahn dort könne man 
eher eine Hinderungsbahn nennen. Es ſei eine Beſſerung hier auch im 
Intereſſe der Verbindung der bannoverfhen und ſchleswigſchen Bahnen 


thig. 

Miniſterial⸗Director Weis baupt erklärt, daß die Regierung den Bau 
einer moͤglichſt gradlinigen Bahn zwiſchen Harburg⸗Hamburg und Hannover, 
reſp. den von letztgenanntem Centralpunkte direkt nach dem Süden und 
Südweſten Deutſchlands führenden Linien, zwar nach wie vor für nöthig, 
jedoch nicht für dringend erachte und demgemäß beabſichtige, dieſelbe 
jetzt noch nicht auszuführen. g ü 

Abg. La porte ſpricht fein Bedauern darüber aus, daß man in der 
Commiſſion den Bau der projectirten direkten Bahn von Hannover nach 
Harburg für überflüſſig erklärt und eine Siſtirung deſſelben auf 3 Jahre ge: 
wünſcht habe. In Bezug auf den Hannoverſchen Bahnhof ſtimme er dem 
Wunſche des Abg. Windthorſt (Meppen) durchaus bein. 

Abg. Dr. Schläger wünſcht, daß die Regierung wie bisber ihre Auf: 
merkſamkeit auf die Schleswigſchen Bahnen richten möge. 

Abg. Hoppe beklagt ſich über den langſamen Fortgang der Stadtbahn; 
es ſchiene grade, als ob die Regierung die Projecte im Depot behielte. 

Miniſterial⸗Director Weishaupt erklärt, daß die Regierung bisher alle 
Energie entwickelt habe, und daß die Verzögerung nicht in ihrer Schuld liege, 
ſondern an der wierigkeit der Verhältniſſe. u 

Abg. Rickert beklagt ſich, daß die Strecke von Inſterburg nach Lyk immer 
noch nicht energiſch genug gefördert werde. 

Miniſterialdirector Weishaupt betont, daß die Schwierigkeiten in dem 
Ankauf des nöthigen Terrains lägen. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach weiſt darauf bin, daß es von vornherein 
Project geweſen, die Bahnen, welche unter die ſogenannte Fünfzig⸗Millionen⸗ 
Anleihe fielen, nicht übereilt zu bauen; trotzdem ſei man dem Wunſche der 
Bewohner Oſtpreußens nach einem ſchnelleren Bau der Bahn bereitwillig nach⸗ 
gekommen. Er habe überhaupt durchaus nicht die Abſicht, fein Intereſſe für 
die Berückſichtigung des eiſenbahnarmen Oſtens zu mindern. l 

Abg. von Saucken⸗Tarputſchen bittet, daß die Regierung nicht unter 
1 5 die unentgeltliche Ueberlaſſung des nöthigen Terrains for⸗ 

ern moge. 

Die Discuſſion wird hiermit geſchloſſen, worauf das Haus den Gegenſtand 
durch feine Kenninißnahme deſſelben für erledigt erklart. 

Es folgt die Berathung der allgemeinen Rechnung über den Staatsbaus⸗ 
halt des Jahres 1873 nebſt den dazu gehörigen Anlagen, einem Vorberichte 
und den Bemerkungen der Oberrechnungskammer, ſowie der Rechnung über 
die Fonds des ehemaligen Staatsſchatzes für — 45 Jahr. 

8 werden folgende Anträge der Rechnungs⸗Commiſſion, Namens welcher 
Abg. Strecker referirt, angenommen: 

I. Die Regierung zu erſuchen, der Oberrechnungskammer die ſolgenden 
Beſchlüſſe mitzutheilen: Das Haus der Abgeordneten wünſcht: 1) daß die 
Oberrechnungskammer in ihren Bemerkungen zur nächſten allgemeinen Rech⸗ 
nung dem Landtage die Geſichtspunkte mütheilt, von welchen fie bei Vor: 
nabme von Abänderungen in dem Verzeichniß der von ibrer regelmäßigen 
Prüfung ausgeſchloſſenen Rechnungen ausgeht; 2) daß die Oberrechnungs⸗ 
kammer auch künftig ihren Bemerkungen in ähnlicher Weiſe, wie in dieſem 
Jahre, eine ſummariſche Zuſammenſtellung der ſämmtlichen, von ihr aufge⸗ 
fundenen Abweichungen von Etatsgeſetzen beifügt; 3) daß die Oberrechnungs⸗ 
kammer in ihren Bemerkungen zur nächſten Rechnung darüber ſich äußert: 
a. worauf ſie formell ihre Berechtigung gründet, die Ausgleichung der von 
ihr bei Reviſion der Rechnungen monirten Fondsverwechſelungen don einem 

ahre auf das andere anzuordnen; b. in welcher Weiſe und nach welchen 
rundſätzen bisher die Ausgleichung der Fonds materiell ausgeführt worden iſt; 

II. die in den Bemerkungen der Oberrechnungskammer feſtgeſtellten Etats⸗ 
überſchreitungen mit dem Vorbehalt der Juſtificirung einzelner Ausgaben 
durch Specialrechnungen ꝛc. nachträglich zu genehmigen. 

Es folgt die dritte Beratung des Entwurſs eines Geſetzes, betreffend 
die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der durch die Hoch⸗ 
—.— S 1876 herbeigeführten Verheerungen und gemeingefähr⸗ 
ichen Zuſtände. 

Abg. Neubert berichtet über eine Petition des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten zu Schönebeck, welche eine Erhöhung der Summe für be: 
dingungsloſe Unterſtützung von 500,000 Mark auf 1 Million befürwortet. 

bg. Cremer vertheidigt ſich gegen den ihm in zweiter Leſung gemachten 
Vorwurf, er habe den Sinn des Geſetzes nicht verſtanden; eben weil er die 
9 eines Noihſtandsgeſetzes genau erfaßt, habe er bemängelt, daß die 
egierung dieſe 1 benutzt habe, ſich einen außerordentlichen Credit 
für den Bau von Arbeiterwohnungen zu verſchaffen. 5 

Abg. Stengel beantragt die Ueberweiſung der angeführten Petition aus 
Schönebeck an die Regierung 0 Berüchſichtigung. \ 

Miniſter Friedenthal ſtellt feine Ausführungen in zweiter Leſung 
dahin klar, daß er wohl Fehler in der 7 und ee der 
Deichwerke anerkannt habe, daß aber keineswegs die Befeitigung dieſer Werke 
die Folge davon ſei. = 

Abg. Jacobi erklärt ſich gegen den Antrag Stengel, weil die Petitions⸗ 
Commiſſion noch nicht über die Petition beratben babe. 

Abg. Ham macher wünſcht die Petition durch die Annahme des Geſetz⸗ 
entwurfes für erledigt zu erklären. 

Abg. Stengel erklärt, daß er keineswegs die Abſicht gehabt habe, die⸗ 
jenigen Conſequenzen aus der neulichen Rede des Landwirthſchaftsminiſters 
zu ziehen, zu deren Zurückweiſung ſich derſelbe bewogen geſehen habe. 

iniſter Friedenthal betont nochmals, daß er nur die thatſächliche 
Darſtellung des Vorredners in zweiter Leſung als richtig anerkannt babe, 
lehnt babe aber jede Uebereinſtimmung mit der Kritik deſſelben abge⸗ 
e 5 

Abg. Petri befürwortet den Antrag Hammacher, welcher darauf ange⸗ 
nommen wird, ebenſo wie definitiv der Gefegentwurf im Ganzen. x 

Es folgt die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Ablö⸗ 
fung der Serpituten, die Theilung der Gemeinſchaften und die Zuſam⸗ 
menlegung der Grundſtücke für die Provinz Schleswig⸗Holſtein. 

In der Generaldebatte präciſirt Abg. Hänel den Standpunkt ſeiner 
Partei dahin, daß das Urtheil über dieſen Geſetzentwurf noch nicht reif ſei, 
daß es deshalb nicht moglich fei, ein definitives Urtheil über die Zweckmäßig⸗ 
keit der geſtellten Amendements zu fällen. Sie müßten deshalb für jetzt 
gegen das Geſetz ſtimmen. 2 

Miniſter Friedenthal bittet dagegen ſeinerſeits, dem Geſetzentwurfe zu: 
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Expedition. Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Bofl» 
Anſtalten Leerer auf die Zeitung, welche Sonntag Montag 
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zuſtimmen. Zwar könne er nicht die Garantie für jede Einzelbeſtimmung 
übernehmen — das könne wohl bei keinem Geſetze geſchehen — wohl aber 
für die Fachkenntniß der Provinzialbebörden, welche dieſes Geſetz vorberalhen 
und b haben. 

Abg. Krah mitt als Referent der Commiſſion den Auffaſſungen des Abg. 
Hänel entgegen, damit nicht aus ſeinem Stillſchweigen ein Anerkenntniß der⸗ 
ſelben gefolgert werde. Mit ihm ſei die Majorität der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
e e 11 ſic dieser Erla 

g. Fedder ſen ſchließt ſich dieſer Erklärung an und wünſcht, daß der 
Abg. Hänel ſeine Bemühungen zu Gunſten der von dem Redner —— 
ländlichen ſchleswig⸗holſteiniſchen Bevölkerung, welche von dem unheilvollſten 
Erfolge geweſen ſeien, einſtellen möge. 

Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. 

Zu § 1 äußert Abg. Hanſen den Wunſch, daß in Zukunft die nöthigen 
ſtatiſtiſchen Nachweiſe den Vorlagen beigefügt werden mochten. 

$ 1 wird angenommen. 

In $ 3 wird der in zweiter Leſung auf Antrag des Abg. Seelig aufge⸗ 
nommene Zuſatz, wonach die Feſtſtellung des Zuſammenlegungsbezirks vor 
der Beſchlußfaſſung des Kreistages über die Zweckmäßigkeit der Zuſammen⸗ 
57 erfolgen ſoll, auf Antrag des Abg. Krah als überflüflig wieder 
geſtrichen. 

Abg. Miquel will für § 4, welcher die Entſcheidung des Kreistages über 
die Zweckmäßigkeit der Zuſammenlegung im Intereſſe der Landescultur er⸗ 
fordert, ſtimmen, ohne darin jedoch eine beſondere Garantie für die Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer zu erblicken, weil wohl kaum je ein Kreistag die Zuſammen⸗ 
legung für dem Landezculturintereffe zuwiderlaufend halten werde. 

Abg. Schell witz beſtätigt aus eigener Erfahrung, daß bereits 5 bis 6 
Sale N 17 88 ſeien, wo der Kreistag ſich gegen die Zuſammenlegung 
erklärt habe. 

Abg. Krah ſtimmt auf Grund ähnlicher Erfahrungen den Ausf 
ia bei. 8 = . . 

wird angenommen, ebenſo die übrigen Paragraphen der Vor 
und darauf das Geſetz definitv im Ganzen. graph lage 

Es folgt die Berathung der Schreiben des Präſidiums des Königlichen 
Staatsminiſteriums, betreffend die Ueberſicht der von der Staatsregierung 
gefaßten Entſchließungen auf Anträge und Reſolutionen des Hauſes der Ab⸗ 
geordneten aus der Seſſion 1875. 

Abg. Berger wendet ſich gegen die Praxis der Staatsregierung, auf 
viele Anträge und Reſolutionen des Hauſes nicht zu antworten, und meint, 
daß damit die Abſicht des Hanſes, von den Entſchließungen der Staatsregie⸗ 
rung auf ſeine Anträge Kenutniß zu erhalten, illuſoriſch gemacht werde. In 
dem vorliegenden Schreiben werde über die beantragte Vorlegung principiell 
wichtiger Geſetze vollſtändig geſchwiegen. 

Miniſter Friedenthal vertheidigt die Handlunzsweiſe der Regie 5 

welche nur auf Beſchluſſe über ſolche Petitionen, die der Regierung 
Material zur Geſetzgebung oder zur Kenntnißnahme überwieſen find, keine 
Antwort ertheilt habe, weil fie dieſelbe für überflüſſig gehalten. Uebrigens 
ſei den Wünſchen des Hauſes nach Möglichkeit Rechnung getragen worden, 
wie er dies an Beispielen aus gi em Reſſort beweiſen konne. 
Abg. Virchow bellagt die Behanblung, welche die Anträge des Hauſes 
in Bezug auf Vorlegung wichtiger Geſeze durch die Staatsregierung er⸗ 
fahren haben; jo namentlich müſſe er den Antrag auf Vorlegung eines Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Staats 
(Etatsgeſetz) hervorheben. 

Abg. Berger iſt nach den Ausführungen des Miniſters in Betreff der 
Vollſtändigkeit der Erwiderungen durchaus befriedigt, worauf das Haus den 
Gegenſtand für erledigt erklärt. 

Um 3% Uor vertagt ſich das Haus bis Freitag 11 Uhr. (Erfte 
Leſung der Uebernahme der Zinsgaxantie Au die Berlin - Dresdener 
Bahn; Schreiben über Ernennung preußiſcher Miniſter; Petitionen.) Ueber 
die Frage, ob die Vorlage wegen Uebernahme der Zinsgarantie für die 
Berlin⸗Dresdener Bahn nur in erſter oder in erſter und zweiter Lefung 
auf die Tagesordnung zu ſetzen ſei, erhebt ſich eine längere Debatte. Die 
Abgg. Berger und Windihorſt (Bielefeld) befürworten das letztere, weil 
das Haus über die Nothwendigkeit einer Ablehnung der Vorlage ſich bexeils 
völlig klar fein könne. Der Handelsminiſter bittet dagegen, über e ne Vor⸗ 
lage nicht von vornherein ein abſprechendes Urtheil zu fällen, bevor eine 
Discuſſion über dieſelbe ſtattgefunden habe. Jedenfalls erfordere die Sache 
eine ſorgfaltige Erwägung. Das Haus lehnt hierauf mit geringer Majos 
15 ee * auch die zweite Leſung auf die morgige Tagesordnung 
zu ſetzen, ab. 

21. Sitzung des Herrenhauſes (vom 22. Juni), 

Am Miniſtertiſche Geh. Rath Wohlers, bald auch Miniſter Graf Eulen⸗ 
burg, Dr. Leonhardt. 

Der Präſident, Graf Otto zu Stolberg: Wernigerode, eröffnet die 
Sitzung um 11 Uhr 20 Minuten. Einziger Gegenſtand der Tagesordnung 
ift die Fortſetzung der 3 Städteordnung. 

In § 15 (Bedingungen des Bürgerrechts) bat den Beſchlüſſen des Ab⸗ 
geordnetenbauſes unter e und d die Commiſſion ſubſtituirt: („Das Bürgers 
recht ſteht jedem männlichen Gemeindeangebörigen zu, der) 

c. das vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt und feit zwei Jahren, 
obne öffentliche Armenunterftübung zu beziehen, in der Sladt⸗ 
gemeinde ſeinen Wohnſitz dat, und 

d. zur klaſſificirten Einkommenſteuer oder zur Klaſſſenſteuer mit dem 
Stufenſatze von mindeſtens ſechs Mark veranlagt if. — Wo 
der Beſitz des Bürgerrechts bisher von der Veranlagung zu 
einem höheren Klaſſenſteuerſtufenſatze abhängig war, kann 
derſelbe mittelſt ortſtatutariſcher Beſtimmung bis zum Betrage 
von zwölf Mark beibehalten werden. 

Darin ſind die hervorgehobenen Worte neu. Der Berichterſtatter, Ober⸗ 
bürgermeifter Haſſelbach, betrachtet den Zuſatz zu Littr. e als etwas 
Selbſtverſtändliches, die Zuſätze zu d. werden durch die Nothwendigkeit gerechte 
fertigt, einerſeits diejenigen von der Ausübung des Wahlrechts auszuſchließen, 
die thatſaͤchlich ihre Steuern en — dieſer Kategorie von Leuten 
2 namentlich die unter 6 Mark Veranlagten an — andererſeits die 

aan des bisherigen Rechtszuſtandes in der Rheinprovinz zu ers 
möglichen. 

Becker (Dortmund), Anhänger des allgemeinen Wahlrechts, erkennt an, 
daß das Dreiklaſſenwahlſyſtem doch wenigſtens das Gute hat, die Klaſſen⸗ 
gegenfäge auszugleichen, indem es ermöglicht, den Kreis der Wahlberechtigten 
auszudehnen, ohne daß die de der Städte leidet, aber grade dieſen 
Vorzug findet er dadurch beſeitigt, daß die Commiſſion den erbößten Genius 
wieder eingeführt habe. Redner beantragt deshalb Wiederherſtellung der 
Saflung des Abgeordnetenhauſes. 

v. Kleiſt findet in dem zweiten Satze der Lit. d. eine zu geringe Ber 
Fer 80 des Wahlrechtes und beantragt deshalb, dieſen u? u faſſen: 
„Der Beſitz des Bürgerrechtes kann mittelſt Dr eſtimmung 
von einem Klaſſenſteuerſtufenſatze bis zum Betrage von 18 Mark abhängig 
gemacht werden.“ 5 

Bürgermeiſter Brüning (Minden) tadelt zunächſt, daß ihn gelegentlich 
feiner Verteidigung des § la in geſtriger Sißzung v. Kleiſt einen Erzreac⸗ 
tionär genannt habe, es ſei doch unbillig, wegen einer Anſicht in einem ein⸗ 
zelnen Punkte derartige Schlagwörter in die Welt zu ſchicken. An den Com⸗ 
miſſionsveſchlüſſen zu $ 15 bat Redner go die Wiedereinführung des 
erhoͤhten Cenſus auszuſetzen, es ſei gewiß ein Vorzug, daß jeder de Len 
ohne Schaden für die Stadt, Wahlrechte üben könne, der höhere Cenſus 
ſchaffe in Wahrheit eine Vierklaſſenwahl. g g 

Bürgermeiſter zen (Barmen) beruft ſich hiergegen auf die Autorität 
Dr. Friedrich Kapp's, der in g { 

York die große Corruption dieſer Stadt trotz hoher Bildung ihrer Bewohner 


lediglich der politiſchen Betheiligung und der Berechtigung jedes großjährigen 


Steuerzahlers der Stadt zufchreibe. 5 

Minifter Graf Eulenburg: Die Regierun 5 nie erklärt, daß ſie das 
Dreiklaſſenſyſtem in der ganzen Monarchie einführen wolle, nur iſt nach 
ihrer Anſicht für den Bezirk, in dem dieſe Städteorbnung gelten ſoll, dieſes 


Syſtem das zweckmäßigſte, die Einführung in den übrigen Bezirken bleibt 


er in ſeinem kürzlich erſchienenem Werke über New⸗ 


7 eo Mi 


Aue noch offene Frage: Uebrigens iſt 


geborenes Recht, und wenn nun einmal ein böberer 


je daz Mablticht keineswegs ein Ai: 
venn n i Cenſus ſich bewährt bat, 
namentlich in der Rheinprovinz, wie könnten Sie dahin kommen, etzt einen 
fo niedrigen Cenſus anzunehren, der Ihnen den Uebergang zum Einklaſſen⸗ 


ſyſtem gerade erſchwert i 
Oberbürgermeiſter v. Forckenbeck de das Dreiklaſſenſyſtem über⸗ 
baupt, findet es aber en ſchieden im Recht der Billigkeit, daß, wer überhaupt 
Steuern zahlt, auch Bürgerrechte erhalte, dies ſei ein Mittel der Ausgleichung 
der Slofiengegenjübe. ; > 

Bürgermeifter Mewiſſen (Köln) befürwortet das v. Kleiftihe Amende⸗ 
ment. Die Steuerſtufe von 18 Mark ſei nach ſeiner Kenntniß der nament⸗ 
lich rheiniſchen Verhältniſſe, beſonders größerer Städte wie Köln die rich⸗ 
tigſte, N eg ſei es doch empfehlenswert, wenn man den höheren Cenſus 
von 18 oder von 12 Mark nicht neu einführen wolle, doch deſſen Beibehal⸗ 
tung, da wo er bereits beſteht, zu geſtatten. . 

I namentlicher Abſtimmung wird darauf mit 69 gegen 15 Stimmen 

15 in der Commiſſionsfaſſung, das zweite Alinea der Lit, d jedoch in der 
ſſung des v. Kleiſt'ſchen Amendements, aber mit Beibehaltung des von 
der Commiſſion vorgeſchlagenen Satzes von nur 12 Mark angenommen. 

In $ 24, der beſtimmt, welche Perſonen nicht zu Stadtverordneten ge: 
2. werden dürfen, ſchlägt die Commiſſton vor, unter Nr. 4 zu ſetzen: 

tadtverordnete können nicht ſein 0 Geiſtliche. Kirchendiener, öffentliche Ele⸗ 
mentarlehrer und alle Lebrer, welche Beſoldung aus ſtädtiſchen Mitteln 
erhalten. (Die Nr. 4 der Beſchlüſſe des Abgeardnetenhauſes dagegen lautet: 
Geiſtliche, Kirchendiener und öffentliche Elementarlehrer, ſofern dieſelben als 
ſolche von Gemeindelaſten befreit ſind.) i 

Referent Herr Haſſelbach bemerkt, die Commiſſion habe dieſe Faſſung 
der Nr. 4 insbeſondere deshalb beſchloſſen, weil die aus ſtädtiſchen Mitteln 
beſoldeten Lehrer ihre Stellung als Stadtverordnete benutzen würden, um 
ein höheres Gehalt zu erlangen. { . l 

Bürgermeiſter Brüning bittet dringend, die Nr. 4 in der Faſſung der 
Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes anzunehmen. . 

Herr v. Kleiſt ſpricht ſeine große Freude aus über die ſinnige Art und 
Weiſe, in welcher die Commiſſion durch die Fassen der Nr. 4 der Wahrung 
eines conſervativen Intereſſes Ausdruck gegeben habe und beantragt zugleich 
als eine neue Nummer zu den vom paſſiven Wahlrecht ausgeſchloſſenen Per⸗ 
ſonen hinzuzufügen „alle richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen 
Mitglieder der Handels, Gewerbe- und ähnlichen Gerichte, ſowie die Ergän⸗ 
zungs⸗Friedensrichter nicht zu rechnen ſind.“ Dieſer Antrag wird indeß mit 

eringer Majorität abgelehnt und § 24 in der Faſſung der Com miſſionsbe⸗ 
chlüſſe angenommen. a 0 ; 

Die übrigen Paragraphen bis § 74 inclufive werden ohne weſentliche Des 
batte lediglich nach den Commiſſionsbeſchlüſſen angenommen. 5 

Während der Debatte über § 75 vertagt ſich das Haus auf Freitag 11 Uhr 
(Ablöſung der Reallaſten und Servituten für Heſſen, Fortſetzung der heuti⸗ 
gen Beratbung, zweite Berathung des Synagogengeſetzes und Schlußberathung 
des vom Abgeordnetenhauſe berübergekommenen Geſetzes, betr. den höheren 
Verwaltungsdienſt.) Schluß 4½ Uhr. 


Berlin, 22. Juni. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Oberſten von Buddenbrock, Commandeur des Weſtfäliſchen Küraſſier⸗ 
Regiments Nr. 4, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
dem Premier Lieutenant Freiherrn Gans Edlen zu Putlitz in der 
3. Ingenieur⸗Inſpection den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem 
1 und Seconde » Lieutenant a. D. Conrad, bisher beim 1. Bat. 

. Magdeburgiſchen Infanterie⸗ Regiments Nr. 27, den Königlichen Kronen⸗ 
Orden dritter Klaſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König bat den nachbenannten Perſonen aus dem Reſſort 
des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten die Erlaubniß 
zur Anlegung der ihnen verliehenen nichtpreußiſchen Ordens⸗Inſignien er⸗ 
theilt und zwar: 

des Kaiſerlich ruſſiſchen St. Annen⸗Ordens zweiter Klaſſe: dem Gebeimen 
Commiſſions⸗ Rath Wentzel zu Berlin, Director der Continental⸗Tele⸗ 
grapben⸗Geſellſchaft; 1 g 

des Kaiſerlich öſterreichiſchen goldenen Verdienſtkreuzes mit der Krone und 
des Ritterkreuzes des Ordens der Königlich italieniſchen Krone; dem Mechani⸗ 
ker und Optiker Dr. Hartnack zu Polsdam; f ; 

des Ritterkreuzes erſter Klaſſe des Großberzoglich beſſiſchen Verdienſt⸗ 
Ordens Philipps des Großmüthigen: dem Baurath Raſchdorff zu Cöln; 


owie 

der Ritter⸗Inſignien zweiter Klaſſe des Herzoglich anbaltiſchen Haus⸗ 
Ordens Albrechts des Bären: dem Bahnhofs⸗Inſpector bei der Berlin⸗An⸗ 
baltiſchen Eiſenbahn, Dannenfeld zu Bitterfeld. 8 

Se. Majeſtät der König hat den Ober⸗Regierungs⸗Rath v. Brauchitſch 
zu Potsdam zum Vice⸗Präſidenten der Regierung in Kaſſel ernannt, ſowie 

dem Geheimen Ober⸗Hof⸗Baurath Profeſſor Strack den Titel als Allerböchſt⸗ 
dero Hof⸗Architekt und dem Hof⸗Baurath Gottgetreu den Titel als Ober⸗ 
Hof⸗Baurath verliehen. 8 

Dem Herrn Ferdinand Du ckwitz iſt Namens des Deutſchen Reiches das 
Exequatur als Conſul der argentiniſchen Republik in Bremen ertheilt worden. 

Der Stage⸗Advocat Guſtav Adolph Riff in Straßburg iſt zum Advo⸗ 
caten im Bezirk des Kaiſerlichen Appellationsgerichts zu Colmar und zum 
Anwalt bei dem Kaiſerlichen Landgericht in Araßburg ernannt. — Der 
Königliche Eiſenbahn⸗Baumeiſter Walter Eggert zu Frankfurt a. M. iſt 
in gleicher Eigenſchaft zur Main⸗Weſer⸗Bahn nach Kaſſel verſetzt worden. 

Berlin, 22. Juni. [Se. Majeftät der Kaiſer und König) 
empfingen, wie bereits geſtern mitgetheilt, am 20. d. Mts., 2 Uhr 
33 Minuten Nachmittags in Ems Se. Kaiſerliche Hoheit den Erz⸗ 
herzog Albrecht am Bahnhofe und geleiteten Hoͤchſtdenſelben zu der 
im Königlichen Kurhauſe bereitgeſtellten Wohnung — Um 4 Uhr 
dinirte der Erzherzog bei Sr. Majeſtät, und nach gemeinſchaftlicher 
Promenade beſuchten die Allerhoͤchſten und Höͤchſten Herrſchaften das 
Theater. 

Geſtern Abend 6 Uhr iſt Se. Kaiſerliche Hohelt der Erzherzog 
Albrecht von Ems über Coblenz nach Mainz abgereift, nachdem Hoͤchſt⸗ 
derſelbe noch einer Einladung Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs 
zur Tafel gefolgt war, zu welcher außer den beiderſeitigen Gefolgen 
der Kaiſerlich öſterreichiſche Botſchafter Graf v. Karolyi, der öfterreichtiche 
Militärbevollmächtigte Fürſt zu Liechtenſtein und der Prinz Nikolaus 
von Naſſau Einladungen erhalten hatten. 

[Die Reiſe] Ihrer Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten des 
Kronprinzen und der Kronprinzeſſin nach Graditz iſt auf Montag, den 
26. d. M., verſchoben worden. (R.⸗Anz.) 

= Berlin, 22. Junt. [Das Oberverwaltungs gericht. — 
Die Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn. — Neue Anleihe. — 
Das Unterrichtsgeſetz. — Graf Arnim) Noch eine neue 
Vorlage iſt heute dem Abgeordnetenhauſe zugegangen, ſie betrifft die 
Beſetzung der Stellen bei dem Oberverwaltungsgericht und umfaßt 
drei Paragraphen. Zunächſt wird die Regierung ermächtigt, drei neue 
Rathsſtellen bei dem Gerichtshofe in den Etat für 1877 nachträglich 
einzuſtellen. Ferner iſt die Beſtimmung aufgenommen, welche vom 
Abgeordnetenhauſe beantragt war, wonach das Oberverwaltungsgericht 
nur dann Entſcheidungen treffen kann, wenn die Mehrzahl der Mit⸗ 
glieder des Collegiums aus lebenslänglich Berufenen beſteht, endlich 
ſoll mit der Zeit die jetzige Einrichtung aufhören, wonach die Raths⸗ 
ſtellen bei dem Oberverwaltungsgericht als Nebenämter übernommen 
werden können. — Schon morgen wird der Entwurf wegen Ueber⸗ 
nahme einer Zinsgarantie für die Berlin⸗Dresdener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft das Abgeordnetenhaus beſchäftigen. Es iſt Neigung vorhanden, 
den Entwurf der Budget⸗Commiſſion oder einer beſonderen Commiſſton 
zu überweiſen. — Nach dem jetzigen Stande der Commlſſions arbeiten 
des Herrenhauſes gewinnt es den Anſchein, als ob noch manche vom 
Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Entwürfe abgeändert an daſſelbe zuräd: 
gelangen würden und alſo die hier und da ausgeſprochene Anſicht von 
einem plötzlichen Schluſſe der Seffion in den allernächſten Tagen jeden⸗ 
falls irrthümlich iſt. — Sicherem Vernehmen nach wird ſchon in 
nächſter Zeit, nachdem die Ausgabe von neuen Obligationen der conſo⸗ 
lidirten Anleihe d 4 ½ pCt. ſeit mehreren Wochen eingeſtellt worden, 
ein erhebliches Quantum einer neuen Anleihe zu 4 pCt. zur Zeich⸗ 
nung aufgelegt werden. Der Cours iſt auf 97½ pCt. normirt. In⸗ 
wieweit eine feſte Uebernahme eines Theiles dieſer Anleihe durch 
eine Anzahl Banken und Bankhäuſer (man nennt die Disconto⸗Ge⸗ 


ſellſchaft, Bleichroͤder, Rothſchild) erfolgen wird, IM noch nicht entſchleden. 
Es handelt ſich hierbei um Flüſſigmachung eines Theiles der Eiſen⸗ 
bahncredite, über welche die Regierung noch verfügt. — Im Unter: 
richtsminiſterium finden ſeit einigen Wochen bereits Conferenzen ſtatt, 
welche ſich auf den Entwurf eines Unterrichtsgeſetzes beziehen. Man 
hofft mit vollſter Beſtimmtheit, daß die Vorlage deſſelben in der 
nächſten Seſſion des Landtages erfolgen wird. Allgemein iſt man in 
hohem Grade darauf geſpannt, zu erfahren, wie weit es dem Miuifter 
Falk gelingen wird, pofitive Reſultate zu erzielen, auf einem Gebiete, 
auf welchem ſeit nunmehr dreißig Jahren erfolglos erperimentirt 
worden iſt. Der Staatsgerichtshof hat am Mittwoch auf 
Antrag des Reichtsbeiſtandes des Grafen Harry von Arnim, des 
Rechtsanwalt Dr. Quenſtädt, welcher, nachdem die beantragte Zurfid- 
nahme des Steckriefes abſchläglich beſchieden worden, auch von einem 
preußiſchen Phyſtkus ein Atteſt über die Nothwendigkeit einer Kur der 
Carlsbader Thermen für den Grafen beigebracht hatte, beſchloſſen, dem 
Grafen Harry Arnim Hinderniſſe für eine Reife von Mailand durch 
deutſches Gebiet nach Carlsbad und einem Aufenthalt daſelbſt von 
14 Tagen, nicht entgegenzuſtellen. 

[Beſcheid.] Bekanntlich hat kurz nach dem Erſcheinen der viel- 
beſprochenen judenfeindlichen Broſchüre des Stadtgerichtsraths 
Willmanns der Vorſtand der hieſigen jüdiſchen Gemeinde ſich be⸗ 
ſchwerdeführeud an den Juſtizminiſter gewendet und demſelben unter 
Bezeichnung der gravirendſten Stellen des Buches unterbreitet, ob 
nicht — entweder durch den Staatsanwalt oder im Disciplinarwege — 
gegen den Verfaſſer auf Grund des Paragraphen des Strafgeſetzbuches 
vorgegangen werden könne, welcher das Beſchimpfen einer Reli⸗ 
gionsgenoſſenſchaft mit Strafe belegt. Der Staatsanwalt hat 
darauf dem Vorſtande geantwortet, von einem Vorgehen gegen Herrn 
Willmanns abſehen zu müſſen, weil auf ähnliche Angriffe von anderer 
Seite bisher auch nie eingeſchritten worden ſei. Der Vorſtand, welcher 
ſich bei dieſer Antwort nicht beruhigen zu dürfen glaubte, wendete ſich 
darauf unter Darlegung des Sachverhaltes an den Ober⸗Staatsanwalt 
von Lyk und hob beſonders hervor, daß es wohl etwas weſentlich 
Anderes, ob ſolche Beſchimpfungen von Privatperſonen ausgingen oder 
von einem hoheren Beamten, deſſen Anſichten vermöge ſeiner Stellung 
von größerer Tragweite find. Auf dieſe Appellation iſt nun neuer: 
dings vom Ober⸗Staatsanwalt ein Beſcheid eingelaufen. Es heißt 
darin, daß ein Verfahren auf Grund des angezogenen Paragraphen 
deshalb nicht zuläffig erſcheine, weil ſich die Bemerkungen des Herrn 
Willmanns nicht auf die Juden als Religionsgenoſſenſchaft, 
ſondern als ſocial⸗politiſche Erſcheinung beziehen. 

Kaſſel, 21. Sunt. [Die heſſiſchen Agrarier.] Ein Wahl: 
Comite, an deſſen Spize die Herren Hüter, Hellwig, Knobel und 
Prinz ſtehen und unter deſſen Firma die heſſiſchen Agrarier zu agitiren 
ſcheinen, bemüht ſich nach Kräften in unſerer Provinz die bevorſtehen⸗ 
den Wahlen zum Abgeordnetenhauſe zu beeinfluſſen. Das Programm, 
welches von dieſer Partei aufgeſtellt und den Wählern unterbreitet 
wurde, lautet folgendermaßen: 1) Gleichmäßige Vertheilung aller 
Steuern, Entlaſtung der redlichen Arbeit und des überbürdeten Grund⸗ 
beſitzes. 2) Einführung der Börfenfteuer nach dem Werthe; Beſteuerung 
ausländiſcher Werthpaplere. 3) Revifion der Stempel: und Targeſetz⸗ 
gebung behufs Ausgleichung der Laſten zwiſchen Grundbeſitz und be⸗ 
weglicher Habe. 4) Uebergang zum Staatseiſenbahnweſen; Beſeitigung 
der Differentialtarife. 5) Abſchaffung der Privatbanknoten⸗Privllegien; 
das Recht, Papiergeld auszugeben, gehört nur den geſetzgebenden 
Factoren des Reiches. 6) Durchgreifende Reform des Actiengeſetzes 
vom 11. Juni 1870. 7) Revifion der Gewerbeordnung und des 
Unterſtützungswohnſitz⸗Geſetzes. 8) Wirkſamer und beſchleunigter Rechts⸗ 
ſchutz bei Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitehmern. 9) Ger 
ſetzliche Anordnung eines Rechtsſchutzes gegen den Wucher. 

Dresden, 19. Juni. [In der geſtern hier abgehaltenen 
Conferenz von Mitgliedern der ſächſiſchen Fortſchritts⸗ 
Partei! wurde beſchloſſen, bei den nächſten Reichstagswahlen mit 
keiner anderen Partei in Compromiſſe ſich einzulaſſen 
und überall moͤglichſt eigene Candidaten aufzuſtellen. Solche wurden 
denn auch bereits für einige Wahlkreiſe vorgeſchlagen und ein Landes⸗ 
Wahlcomite eingeſetzt. Daſſelbe beſteht aus folgenden Mitgliedern: 
Abg. Dr. Schaffrath⸗Dresden, Abg. Adv. Lehmann Dresden, Abg. 
Mai⸗Polenz, Abg. Starke⸗Mitweida, Adv. Franke⸗Leipzig, Adv. Dr. 
Tanert⸗Leipzig, Adv. Harniſch⸗Chemnitz, Buchdruckereibeſitzer Stark⸗ 
Chemnitz, Kaufmann Köhler⸗Reudnitz, Lehrer Beeger⸗Leipzig, Buch⸗ 
händler Findel⸗Leipzig. — Dem Comite wurde das Recht, ſich zu er: 
gänzen, zugeſtanden. Nach geſchehener Conſtituirung des Comite's 
wird die Vertheilung der Aemter bekannt gegeben werden, bis dahin 
können Briefe in Wahlſachen an jedes einzelne Mitglied adreſſirt 
werden. 


Frankreich. 

O Paris, 20. Juni. [Tagesbericht.] Die republikaniſche 
Union hat ſich heute definitiv conſtituirt, und Lepère zu ihrem Prä⸗ 
ſidenten erwählt. Eine Debatte erhob ſich über die Frage, ob Depu⸗ 
türte, die einer anderen republikaniſchen Gruppe angehören, der Union 
beitreten können. Dieſe Frage wurde ſchließlich in bejahendem Sinne 
entſchieden. — Die Proceſſionen des Frohnleichnamfeſtes haben zu vers 
ſchiedenen Streitigkeiten Veranlaſſung gegeben. So riß in Poitiers 
ein Theilnehmer einer Dominicaner⸗Proceſſion einem Unteroffizier den 
Helm vom Haupte; mehr Aufſehen erregte es noch, daß Soldaten des 
2. Dragonerregimentes von Chartres zum Aufbau eines Ruhealtar's 
für die auf Sonntag angeſetzte Proceſſion beordert wurden. — Es 
beftätigt ſich, daß die von einigen Senatoren der Rechten beabſichtigte 
Interpellation de Marcère's über den letzten Präfectenſchub nicht ſtatt⸗ 
finden wird, da die Coalition vom 16. Juni für den Augenblick noch 
uicht den Kampf gegen das Miniſterium eröffnen will. Die „Opinion“ 
bedauert faſt, daß dieſe Abſicht fallen gelaſſen iſt, well dadurch den Miniſtern 
die Gelegenheit genommen wird, einen ſicheren Erfolg davonzutragen. 
— Man ſpricht ernſtlich davon, daß die Kammern ſich am 10. Juli 
bis zum 15. November vertagen werden. Vor dem Auseinander- 
gehen würde alsdann die Deputirten⸗Kammer das Einnahme: Budget 
votiren, die Discuſſion über das Ausgaben⸗Budget dagegen bis nach 
den Ferien verſchieben. — Der Due Decazes hat vor einigen Tagen 
einzelne Veränderungen in dem Perſonal der weniger bedeutenden 
Conſulatsſtellen vorgenommen. d' Abzac wurde zum franzöſiſchen Conſul 
in Riga, Le Nee in Mogador, Dudemaine in Porto⸗Rico ernannt. 
— Zu den Begräbnißfeierlichksiten des kürzlich verſtorbenen Senators 
Esquiros hat Garibaldi, der „Landmann von Caprera“, nachträglich 
dem Comité in Marſeille einen Beitrag von 10 Fr. zugeſchickt. 

O Paris, 21. Juni. [Aus der Deputirtenkammer. — 
Zur Wahl de Mun's. — Das neue Pariſer Stadtanlehen. 
— Aus der Budgeteommiſſion. — Zum Waddington'ſchen 
Geſetz. — Verſchiedenes.] Die Kammer hörte in ihrer geſtrigen 
Sitzung zunächſt den Bericht Turquet's über die de Mun'ſche Wahl 
in Pontivy. Der Bericht dringt darauf, wie man weiß, dieſe Wahl 
für ungiltig zu erklären. Er hebt an mit der Erklärung, daß die 
Prüfungscommiſſion nicht entfernt die Abſicht habe, einen religiöfen 
Scandal zu veranlaſſen, oder die katholiſche Geſinnung der Wähler 
der Bretagne in Gegenſatz mit der Republik zu bringen, daß ſie aber 


nicht umhin konne, zu conſtatiren, wle neben dem officiellen Einfluß 
die clericalen Umtriebe die Wahl in Pontioy gefälſcht hätten. Von 
dem officellen Wahldruck ſpricht Turquet mit einiger Vorſicht, denn 
in dieſe Angelegenheit iſt Dufaure verwickelt, welchem die Linke in 
dieſem Augenblicke keine Schwierigkeiten bereiten mochte. Turquet 
citirte jedoch eine vertrauliche Depeſche Dufaure's, worin die Candi⸗ 
datur Cadoret's, des bonapartiſtiſchen Gegencandidaten, zu Gunſten 
de Mun's bekämpft wird. Den Hauptnachdruck legte er auf die 
clericalen Manöver und was er davon erzählt, war bezeichnend 
genug. Die Biſchöfe haben nicht nur in ihren bekannten Briefen 
für de Mun agititt und die Geiſtlichen der Diöceje von Vannes haben 
nicht nur durch ihre Kanzelreden die Bevölkerung eingeſchüchtert; es 
iſt nachgewieſen, daß die Pfarrer neben den Wahlurnen die Aufficht 
führten, daß ſie Jeden, der gegen de Mun ſtimmen würden, mit der 
Verweigerung der Sakramente bedrohten, daß ſie nach der Wahl die 
Abſolution in der Beichte davon abhängig machten, ob man für de 
Mun geſtimmt habe u. ſ. w. Die Rechte nahm die Verleſung dieſer 
Einzelheiten mit großem Lärm und hier und da mit wahrem Wuth⸗ 
geſchrei auf; Bethmont, welcher den Vorſitz führte, konnte nur mit 
Mühe die Ordnung aufrecht halten; uamentlich de la Rochefoucauld⸗ 
Biſaccia machte ſich durch feine Entrüſtung bemerklich. Die Herren 
mußten dann aber noch einen zweiten Bericht über denselben Gegen⸗ 
ſtand anhören, deſſen Verfaſſer Gutraud die Ungeſetzlichkeit der Ein⸗ 
miſchung des Klerus in die Wahl vom bloßen Rechts ſtandpunkte dar: 
that, um ſchließlich ebenfalls die Ungiltigkeits⸗ Erklärung für de 
Mun's Mandat zu verlangen. Man ſchritt ſodann zur Discuſſion 
über das neue Pariſer Stadtanlehen. Allain⸗Targé bekämpfte 
das Anleihe ⸗ Project. Es ſei Zeit, daß die Pariſer Bevölkerung 
endlich einen klaren Einblick in die Finanzlage der Hauptſtadt 
gewinne; die Anleihe und die Art, in welcher fie motivirt wird, 
könnten gefährliche Illuſionen hervorrufen. Allein Targé fürchtet, daß 
man zu dem koſtſpieligen Syſtem des Baron Haußmann zurückkehre, 
und er hält die großen Straßenbauten, welche vor der Ausſtellung 
von 1878 vollendet werden ſollen, für unnöthig. Dagegen ſprach 
Nadaud, derz wie der Vorredner ehemals dem Pariſer Gemeinderath 
angehörte, ſehr warm für die Anleihe, im Intereſſe beſonders der 
Arbeiter, denen man Beſchaftigung geben müſſe. Auch der Unter 
ſtaatsſecretär im Miniſterium des Innern, Faye, befürwortete das 
Project und ſchließlich wurde das Anlehen mit großer Mehrheit ge⸗ 
billigt. — Die Budget⸗Commiſſion hat geſtern Waddington's For⸗ 
derungen für die Unterrichtsreform mit einigen ſehr geringen Ein⸗ 
ſchränkungen gutgeheißen und die vom Miniſter verlangte Summe von 
7 Millionen in das Budget eingetragen. Eine eigenthümliche An⸗ 
gelegenheit beſchäfligt in dieſem Augenblicke die Budget⸗Commiſſton. 
Ein Herr Prien, ein franzöſiſcher Kaufmann, der früher in Brafilien 
Geſchaͤfte machte, ſteht feit 15 Jahren im Conflict mit der braſiltaniſchen 
Regierung, deren Beamten ihm, nach ſeiner Behauptung durch Willkür 
und Quälereien jeder Art beträchtlichen Schaden zugefügt haben. Als 
Indemnität verlangte er die enorme Summe von etwa 100 Millionen. 
Die frühere kaiſerliche Regierung hatte ſich ſeiner angenommen und 
die braſilianiſche Regierung geſtand zu, daß an ſeinen Beſchwerden 
etwas Wahres ſein müſſe, indem ſie die betreffenden Beamten be⸗ 
ſtrafte. Sie zeigte ſich aber weniger geneigt, von den Indemnitäts⸗ 
Anſprüchen zu hören; in Frankreich ſelber konnte Prien nichts durch⸗ 
ſetzen; man ſchickte ihn von Pontius zu Pilatus, von Paris nach Rio 
de Janeiro und von dort wieder nach Paris. Nun hat ſich aber 
herausgeſtellt. daß im Jahre 1867 Braſilien an den franzöſiſchen Schatz 
eine Summe von 35 Millionen zahlte, welche nach Prien's Behaup⸗ 
tung zu feiner Indemniſtrung beſtimmt war, von der er aber nie eine 
Nachricht erhalten und keinen Heller bezogen. Wozu war in Wahr⸗ 
heit dieſe Summe beſtimmt und wozu iſt ſie benutzt worden? Hierüber 
koͤnnten die Acten im Miniſterium des Aeußern Aufſchluß geben; das 
Miniſterium jedoch verweigert die Acten, und der Gerichtshof der 
Seine, an welchen Prien ſich wandte, verweigert ihm einen Huilfier. 
Jetzt will die Budget⸗Commiſſion auf Auslieferung der Acten beſtehen, 
um in dieſer Sache klar zu ſehen. — Bei der heutigen Wahl einer 
Commiſſton für das Waddington'ſche Geſez im Senat werden, wie 
man vermuthet, 5 Mitglieder der Rechten und 4 der Linken durch⸗ 
kommen, die Commiſſſon würde alſo jedenfalls die Verwerfung des 
Geſetzes beantragen. Das Miniſterlum iſt trotzdem überzeugt, daß 
die clericale Mehrheit nicht zuſammenhalten wird und daß mehrere 
Orleaniſten des Centrums, welche am 16. d. für Buffet geſtimmt 
haben, es nicht wagen werden ſich, einem Mißtrauensvotum anzu⸗ 
schließen, denn das Cabinet wird bei der Debatte die Vertrauensfrage 
ſtellen. Die Freunde Buffet's und de Broglie's ihrerſeits machen große 
Anſtrengungen, die Majorität beiſammen zu halten; ſie haben eigens 
zu dieſem Zwecke ein Comite gebildet, welches den unſicheren Sena⸗ 
toren zuſetzen wird. Von einer Interpellation über den Präfectenſchub 
iſt nicht mehr die Rede und das Gerücht, Dupanloup wolle den Unter: 
richtsminiſter über die Ernennung Berort's, des Directors der Nor⸗ 
malſchule, zum Mitglied des hoheren Unterrichtsraths interpelltren. 
Die Ernennung Berort's hat die Ultramontanen freilich ſehr geärgert, 
aber es wird ſich nichts dagegen ausrichten laſſen. — Das neue bona⸗ 
partiſtiſche Blatt „le Bon Sens“ iſt geſtern erſchienen und ſchon ver⸗ 
kündigt man das Erſcheinen eines neuen Organs der imperialiſtiſchen 
Partei, welches von Haußmann infpieirt werden fol, — Der hier an⸗ 
weſende marokkaniſche Geſandte iſt ein Jude; er hat geſtern den Be⸗ 
ſuch Cremieux's und des biefigen Ober⸗Rabiners empfangen. 


Großbritannien. 

A. A. C. London, 20. Juni. [In der geitrigen Sitzung des 
Unterbauſes! e ſich Forſyth, ob die Regierung in Anbetracht 
des Berichts der Lönigl. Commilfion über flüchtige Sklaven beapſichtige, das 
zweite Admiralitäts⸗Circular zurückzuziehen und neue au die Vorſchläge der 
Commiſſion baſirte Inſtructionen zu erlaſſen. ei arıneminifter Ward 
Hunt erwiderte, der Bericht circulire noch nicht unter den Mitgliedern des 
Hauſes. Wenn dies der Fall fein werde und die Mitglieder Zeit gehabt 
hatten, deſſen Inhalt in Erwägung zu sieben, würde die Regierung dem 
Haufe eröffnen, welches Verfahren fie einzuſchlagen beabsichtige. (Gelächter. ) 
Grant Duff interpellirte den Unterſtaatsſccretair für auswärtige Anger 
legenheiten, ob die jüngfte Geſetzgebung in Spanien die Stellung der Diſſi⸗ 
denten auf der Halbinſel nachtbeilig afficirt bade, und wenn fo, in welcher 
Weile. Bourke verlas in Erwiderung darauf Artikel 11 eines Acts des 
ſpaniſchen Senats in Bezug auf die Stellung der Diffidenten in Spanien, 
wonach Niemand wegen ſeiner religiöſen Anſchauungen oder wegen der Aus⸗ 
übung feines beſonderen Gottes dienſtes verfolgt werden ſoll, ſo lange le terer 
mit der der chriſtlichen Moral ſchuldigen Achtung vereinbar ſei. Na ürlich, 
fügte der Unterſtaalsſecretair hinzu, mußte der Grad der durch dieſes Geſetz 

ewährleiſteten Religions freiheit von der Deutung gewiſſer ſeiner Worte ab⸗ 
da der Executive große Gewalt eingeräumt ſei. Idrer Majeität 
Regierung würde indeß keine Gelegenheit verſäumen, der ſpaniſchen Regie⸗ 
sung ans Herz zu legen, wie wünſchenswerth es ſei, daß dieſe Deutung jo 
viel als möglich zu Gunſten der perſönlichen Freiheit ausgedehnt werde. 
Sodann wurde ber Unterſtaatsſecretair für auswärtige Angelegenheiten von 
Gorſt gefragt, welch weitere Schritte die königl. Regierung in Bezug auf 
die Angelegenheit des „Talisman“ gethan babe. Bourke erwderte, 
daß dieſe Frage niemals aufgehört hätte, die Aufmerkſamleit der Regierung 
zu beſchäſtigen. Am 10. vorigen Monats batte Lord Derby eine Unter⸗ 
redung mit dem peruaniſchen Geſandten in London, im Laufe welcher er 
deſſen Aufmerkſamkeit auf den peinlichen Eindruck lenkte, den die Einkerke⸗ 
rung der zwei britiſchen Mitglieder der Bemannung des „Talisman“ in 
England hervorgerufen babe. Nach dieſer Unterredung richtete er einen 
Brief an den Vertreter Peru's, der wie folgt lautet: „Es it meine Pflicht, 


ngen, 


wider das don dee Petuaniſchen Regierung gegen zwei britiſche Seeleute 
eingeſchlagene Verfahren und die waren Haltung der Peruaniſchen 
Regierung zu remonſtriren. Ich babe die Edre, Sie zu erſuchen, dieſe 
Remonſtration Ibrer Regierung zukommen zu laſſen und deren Berückſichti⸗ 
ung zu befürworten. Ibrer Majeſtät Regierung iſt von dem Wunſche be⸗ 
felt auf keinem andern als guten Fuß mit der Peruaniſchen — — u 
ſtehen, aber falls dieſe Angelegenbeit nicht zu einem ſchleunigen Abſchluſſe 
ebracht wird, dürfte es unmöglich fein, freundliche Beziehungen mit dieſer 
1 aufrecht zu erhalten.“ Die darauf eingegangen Antwort verbrei⸗ 
tete ſich über den Fall in allen ſeinen Tragweiten, änderte aber denſelben 
in keinerlei Weiſe. Sie fügte indeß binzu, es ſei der ernſtlichſte Wunſch 
Peru s, feine gegenwärtigen freundlichen Beziehungen mit England fortzu⸗ 
ſetzen, und daß die Regierung die Vorſchläge Lord Derby's in reifliche Er⸗ 
wägung ziehen und Alles um die freundlichen Be⸗ 
iehungen mit England aufrecht zu erhalten, Alles gehörig erwogen, ſei 
Ibrer Majeſtat Regierung nunmehr zu der Anſicht gelangt, daß die Gefangen: 
daltung der beiden Seeleute vom „Talisman“ nicht zu rechtfertigen ſei, und 
demnach ſei deren unverzügliche Entlaſſung aus der Haft gefordert worden. 
Dmnächſt wünſchte „Hanbury“ zu willen, ob die Regierung von ihrem 
Vertreter in Athen irgend einen Bericht erhalten habe über die Weiſe, in 
welcher die G uche Regierung die in dem Artikel 7 des Vertrages vom 
28. Marz 1864 enthaltenen Stipulationen für die Erfüllung aller Contracte, 
welche die Joniſchen Inſeln eingegangen, als fie unter britiſcher Jurisdiction 
ſtanden, insbeſondere mit Bezug auf die öffentliche Schuld dieſer Inſeln, 
ausfübre. Der Unterſtaatsſecretair für auswärtige Angelegen⸗ 
beiten erwiderte, es ſchwebe darüber ſeit geraumer Zeit ein Schriftwechſel 
wiſchen der Regierung und ihrem Vertreter in Athen, gegen deſſen Vor⸗ 
legung nichts einzuwenden ſei. Auch habe ſich die Regierung in dieſer An ⸗ 
gelegenheit an die Garantiemächte gewandt. Nachdem noch Herr Dis raeli 
die Geſchäfte des Parlaments für die nächſte Zeit ſkizzirt, wurde die feit dem 
15. d. vertagte Erörterung über das Mundella ſche Amendement zu dem 
minifteriellen Elementar⸗Unterrichtsgeſetze, betreffend die Einführung 
des Schulzwanges, fortgeſetzt. Für das Amendement ſprachen Kay⸗Shuttle⸗ 
worth, Sir John Lubbock, Knowles, Macdonald, der O Connor 
Don, der außerdem ein confeſſionsloſes Unterrichtsſyſtem befürwortete; 
gegen daſſelbe Greene, Smith und C. S. Read, während der Kriegs: 
miniſter Hardy und der Chef det Unterrichtsweſens, Lord Sandon, den 
Argumenten der Fürſprecher des Amendements Namens der Regierung ent⸗ 
gegentraten. Lord S andon bekämpfte das Amendement mit dem Bemerken, 
es würde kaum billig fein, dem ganzen Lande den Schulzwang zu octroyren, 
weil einige Eltern ihre Pflicht vernachläſſigten. Am Schluſſe der mehrſtün⸗ 
digen Debatte wurde das Amendement mit 309 gegen 163 Stimmen abge: 
an und die zweite Leſung des Geſetzentwurfs nach einem 8 84 Pro⸗ 
te — Charles Dilke's gegen dieſelbe mit 356 gegen 78 Stimmen 
genehmigt. 

[Mit Bezug auf die jüngſten Unruhen auf Barbadoes! 
iſt dem Miniſter für die Colonlen, Lord Carnarvon, wie ſchon er: 
wähnt, ein von dem geſammten Clerus der Inſel unterzeichnetes Do: 
cument überreicht worden. Daſſelbe lautet: 

„Barbadoes, 26. Mai. Wir, die unterzeichneten Geiſtlichen und Miſſio⸗ 
näre auf der Inſel Barbadoes, halten es für unſere Pflicht, folgende That⸗ 
ſachen bezüglich des jüngiten Ausbruches zu verzeichnen: 1) die offene Plün 
derung und grauſame Vernichtung von Thieren, die am 18. April begann 
und viele Tage lang dauerte, war eine Begebenheit, die in der Lebenszeit 
irgend eines von uns ohne Beiſpiel daſteht. 2) Der Ausbruch war nicht 
eine Folge von Mangel oder Notbftand unter der Bevölkerung. Lebens⸗ 
mittel waren billiger, als ſie ſeit vielen Jahren geweſen, Arbeitskräfte waren 
in allgemeinem Begehr und Arbeiter vollauf beſchäftigt. 3) Wir erfahren 
von unſeren Leuten in den ländlichen Diſtricten, die unglücklicherweiſe an 
den Unordnungen betbeiligt waren, und von unſeren leitenden Männern 
unter der Arbeiterklaſſe, daß ſich in den Gemüthern der Arbeiter der allge⸗ 
meine Eindruck geltend machte, daß der Boden, die Lebensmittel der Pflanzer 
und deren Viehſtand den Arbeitern mit der Einwilligung des Gouverneurs 
geſchenkt worden ſeien. Wir können nicht fagen, wie dieſer Eindruck ge ⸗ 
ſchaffen wurde, aber er war ohne Zweifel allgemein. 4) Unzählige unſerer 
Kirchenmitglieder betbeiligten ſich an der Plünderung in dem aufrichtigen 
Glauben, daß ſie aus dem oben angegebenen Grunde ein Anrecht auf das 
geſtohlene Eigenthum beſaßen. 5) Der Glaube iſt noch immer allgemein, 
daß das Land und anderes Beſitzthum der weißen, farbigen und achtbaren 
ſchwarzen Eigner den Schwarzen, denen es auf Anregung des Gouverneurs 
von der Königin zugeſprochen worden, unrechtmäßig vorenthalten werde. 6) 


Mögliche thun en 


Die Stimmung gegen weiße, farbige und achtbare ſchwarze Eigenthümer iſt 
in Folge dieſes oben erwähnten Glaubens eine ſehr bittere und feindſelige, 
deren Beſeitigung, wenn ſie in dieſer Generation überhaupt befeitigt wird, 


Feſtigkeit und Tact auf Seiten der Obrigkeit erheiſchen wind. 
0 Rußland. 
St. Petersburg, 18. Inni. 


— 


f [Die angeblichen „fen: 
dalen“ Beſtrebungen in Rußland.] Seit einiger Zeit tauchen 
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die Wand malen zu ſehen. Es kann in Rußland darüber geſtritten 
werden, ob hinlängliche Kandpolizei vorhanden iſt, um die Landbewohner 
vor Feld⸗ und Pferdedieben genug zu ſichern. Wem will man aber 
glaubhaft machen, es fei denkbar, daß der Regierung ein Abgehen von 
ihren bisherigen Principien auch nur vorgeſchlagen würde. Es mag 
ſein, daß hie und da die Bauern von der freien Bewegung, die ihnen 
gewährt iſt, nicht immer den rationellſten Gebrauch gemacht — aber 
Niemand kann gegen die Thatſache auftreten, daß ſeit der Bauern⸗Eman⸗ 
clpation die Güter in Rußland vielfach um das Doppelte und Dreifache 
geſtiegen. Gutsbeſitzer, die früher in den Tag hinein lebten, bezahlen 
jetzt ihre Schulden: man erſieht es aus den Inſeratentheilen großer 
Blätter, wo bei der Mehrheit der ausgebotenen verſchuldeten Güter 
in kurzer Zeit Widerruf eintritt, weil die Schulden inzwiſchen getilgt 


rr 


are 


5 die (bereits erbetene) Zuſtimmung der 
kgl. Regierung vorbehalten bleibt und daß, ſollte dieſelbe wider Erwarten 
verſagt werden, der Unterricht nicht ſchon Sonnabend den 8., ſondern erſt 
am 15. Juli zu ſchließen iſt. : 

Die Verſammlung ſpeicht dem Magiſtrat, insbeſondere deſſen Chef und 
dem Schulrath, ſowie der Schuldeputalion, insbeſondere dem Stadt⸗Schul⸗ 
Inſpector ihren Dank durch Erheben von den Plätzen aus. i 

Demnachſt gab der Vorſitzende aus ſeinem Berichte über die ſtädt. eb. 
Schulen pro 1876 einige Mittheilungen bezüglich der externen Verhaltniſſe 
dieſer Schulen, woraus wir Folgendes hervorheben: 

Die Schüler⸗ reſp. n betrug 1874/75: 5608 Kna⸗ 
ben, 6169 Mädchen, zuſammen 11,777 Kinder, im Jahre 1875/76: 5996 
ade 6677 Mädchen, zuſammen 12,673 Kinder, ſonach 896 mehr wie im 

orjahre. 

Der Confeſſion nach waren 1874/75: 11,233 evangeliſch, 294 katholiſch, 


mit dem Bedeuten anzuweiſen, da 


wurden. — Das ganze Gerede von feudalen Richtungen in Rußland 193 jüdisch, 57 diſſidentiſch; 1875/76: 11,971 ev., 425 kath., 205 jadiſch, 71 


ſtützt ſich in der That einzig auf die Schriften eines in Rußland 
wenig beachteten Mannes, des Generals Fadejew, deſſen Notorietät 
im Auslande uns Ruſſen überhaupt ein Räthſel iſt. Der General 
Fadejew ſchrieb im vorigen Jahre irgend ein Buch; einige Peterd: 
burger Ariſtokraten arbeiteten irgend ein Project aus, welches nicht 
ganz freiſinnig geweſen ſein ſoll — das ſind Thatſachen. Aber ebenſo 
iſt es Thatſache, daß der Petersburger Adelsconvent ſich auf eine Dis⸗ 
cuſſion des erwähnten Projects gar nicht einließ. Alſo wegen dieſes 
Projects, welches einer unter den 50 bis 60 Adelscorporationen 
Rußlands vorgelegt und von ihr glattweg abgelehnt wurde, macht man 
das ganze Aufheben! Das wäre durchaus unerklärlich, wenn man nicht 
die Conſequenz wüßte, mit welcher gewiſſe Kreiſe auf eine Sprengung 
des Drei⸗Kaiſer⸗Bündniſſes ausgehen, und deshalb wird aller Kram 
hervorgeſucht, um zwiſchen den drei Kaiſerreichen durch Entſtellung der 
Verhältniſſe Argwohn zu ſäen. Es mag ſein, daß dieſer oder jener 
Referent aus Unkenntniß nicht berückſichtigt, wie Rußland eine von dem 
übrigen Europa verſchiedene Geſchichte hat, und daß er darum Par: 
teien ſeines Vaterlandes auch in Rußland zu finden bemüht iſt. Letz⸗ 
teres iſt aber unmoglich, da zum Feudalismus uns alle Begriffe und 
Vorbedingungen fehlen und der Adel blos eine gebildete Klaſſe reprä⸗ 
ſentirt, aus welcher zunächſt Beamte und Offiziere hervorgehen, und 
in welcher mehr oder weniger jeder Tüchtige eintritt. Aber dem ruſſi⸗ 
ſchen Ariſtokraten, der ſich zwiſchen den Kaiſer und das Volk drängen 
wollte, würden bald alle Umſtände in die gehörigen Schranken ver: 
weiſen und zur Zurücknahme ſeiner Anträge ſchon veranlaſſen. Vom 
Feudalismus in Rußland zu ſprechen iſt daher entweder Unkenntniß 
oder boͤſer Wille. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 23. Juni. [Se. k. Hoheit der Prinz Albrecht 
von Preußen] langte geſtern Abend um 9½ Uhr in Begleitung 
der Frau Herzogin Agnes von Sachſen⸗ Altenburg — der 
Mutter ſeiner Gemahlin — mittelſt der Breslau⸗Glatzer Eiſenbahn, 
von Schloß Camenz kommend, auf dem hieſigen Centralbahnhofe an. 
Im Gefolge der hohen Herrſchaſten befanden fi) der perſönliche Adju- 
tant des Prinzen, Lieutenant von Witte, vom Hannsverſchen Ulanen⸗ 
Regiment Nr. 13, und die Hofdame der Frau Herzogin, Fräulein 
von Lindheim. Auf dem Bahnhofe hatte ſich der Commandant, 
General⸗Major von Wulffen, zur Begrüßung eingefunden. Wäh⸗ 
rend des halbſtündigen Aufenthalts nahmen die hohen Durch⸗ 
reifenden im Kaiſer⸗Salon den Thee ein. Der Prinz Albrecht von 
Preußen begiebt ſich nach Sonnenburg zum Capitelstage der Johan⸗ 
niter⸗Ritter, und kehrt Montag, den 26. Juni, nach Schloß Camenz 
zurück, während die Fran Herzogin, welche ca. 14 Tage bei ihrer 
Tochter in Schloß Camenz zum Beſuch geweſen war, ſich über Dresden 
nach ihrer Heimath Altenburg zurückbegiebt. Mit dem um 10 Uhr 
abgehenden Schnell zuge der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn ſetzten 
die hohen Herrſchaften ihre Weiterreiſe fort. 

Die Vertretung der hieſigen Univerſität im Herrenbauſe] 
war bekanntlich ſeit einer langen Reihe von Jahren dem kürzlich verſtorbenen 


in manchen auswärtigen Blättern Gerüchte von einer angeblichen] Geh. R 


„feudalen“ Partei in Rußland auf. Dieſe Gerüchte find für jeden 
Ruſſen ſchlechterdings unerklärlich: Dem Auslande gegenüber konnen 
ſie indeſſen nicht wohl mit Stillſchweigen übergangen werden, weil an 
das angebliche Vorhandenſein einer „feudalen“ ruſſiſchen Partei für 
Feudale 
Parteiungen können ſich ſelbſtverſtändlich nur in Ländern bilden, wo 
es ein Lehnrecht und ein mittelalterliches Ritterthum gegeben hat. 
Wer will in Rußland aber irgend einen Schatten von Ritterthum, 
Die 
kleineren und die größeren ruſſiſchen Fürſten hatten Perfonen in erſten, 
Die Perſonen, welche 
ſich in den erſten dienſtlichen Stellungen befanden, nannte man Bo⸗ 
jaren, ſowie man auch ſpäterhin von einer „Generalität“ oder von 
den „Großwürdenträgern“ ſprach. Das Bojarenthum war aber nicht 
erblich, und auch nicht an die Abſtammung gebunden. Die zahlreichen 
mebiatifirten Fürſten, deren Nachkommen noch heute den Fürftentitel 
führen, unterſchieden ſich von den andern Unterthanen der Zaren von 
Meskau in keiner Weiſe, und hatten durchaus auch keine größere An⸗ 
gab es keine Ritterſchaft, 
keine adeligen Traditionen, folglich konnte daraus auch kein Feudalis⸗ 
Es gab in Rußland immer nur den Herrſcher und 
das Volk: in der Mitte des letzteren befanden ſich nähere und ent⸗ 


die künftige ruſſiſche Politik Conjecturen gemacht werden. 


Lehnrecht und andern mittelalterlichen Inſtitutionen nachweiſen? 


zweiten und andern dienſtlichen Stellungen. 


wartſchaft auf Bojaren⸗Stellungen. Da 
mus entſpringen. 


ferntere Diener des Herrſchers. 


waren, öffentlich verbrennen. Erſt Peter der Große ſchuf in Rußland 
einen Erbadel. Der Adel in Rußland iſt aber keine Ariſtokratie im 
weſteuropälſchen Sinne, ſondern die Totalität einer Anzahl von Nach⸗ 
kommen ſolcher Perſonen, welche eine beftimmte Rangklaſſe erreicht 
oder gewiſſe Orden erlangt haben. Es fleht jedem Menſchen frei, 
durch Kenntuiſſe, Geſchick und Dienstjahre ſich die zur Erlangung des 
Erbadels nothwendigen Rangklaſſen oder Orden zu erwerben — ohne 
Anſehen der Herkunft. Peter der Große ſchätzte die Menſchen nur 
nach den perſönlichen Leiſtungen: das iſt für Rußland noch heute 
maßgebend. Wir find ſtolz darauf, daß jeder Tüchtige bet uns ſich 
emporarbeiten kann, ohne wegen ſeiner Abſtammung oder Vergangen⸗ 
beit zurückgeſetzt zu werden, und daß andererſeits der Adel ohne per⸗ 
ſönliche Leiſtungen blos auf einen kümmerlichen Net von Privilegien 
beſchränkt iſt, welcher ebenfalls nächſtens verſchwindet. Die Ade⸗ 
ligen bilden in jeder Provinz eine Adels⸗Corporation — aber 
wer keinen Klaſſenrang (Tſchin) hatte, war bis zum vorigen 
Jahr zu keinem Poſten wahlfähig: jetzt braucht man nicht mehr einen 
Klaſſenrang oder Tſchin, muß aber entweder eine Akademie abſolvirt 
oder das Abiturienten Examen gemacht haben. Kein Fürſt oder Graf 
erhält eine Hofcharge, wenn er nicht einen Klaſſenrang beſitzt, alſo dem 
Staate dient oder gedient hat. — Unter ſolchen Verhältniſſen iſt es 
völlig unbegreiflich von feudal⸗ reactionatren Strömungen in Rußland 
reden zu hören, oder gar von ihnen veranlaßte „innere Kriſen“ an 


Als der Mißbrauch einriß, daß ein W 
Bojarenſohn nicht unter dem Sohne eines Nichtbojaren dienen wollte 
— was übrigens keine Partetzwiſie, ſondern nur Rangſtreitigkeiten 
veranlaßte — ließ Feoder Alexejewitſch im Jahre 1682 in Moskau 
ſämmtliche Stufenbücher, wo die Verdienſte der Bojaren verzeichnet 


seh. Reg.⸗-Rath Prof. Dr. L. Telltamf übertragen geweſen. Nachdem jetzt 

eine Neuwahl für den erledigten Poſten nöthig geworden ift, bat der Senat 
unſerer Hochſchule, wie die „Schleſ. Ztg.“ meldet, den Profeſſor der Ge⸗ 
ſchichte Dr. R. Röpell, welcher bekanntlich gegenwärtig dem Abgeordnetenhauſe 
für den Wahlkreis Hainau⸗Goldberg⸗Liegnitz angehört, als Vertreter der 
Univerſität im Herrenhauſe auserſehen. Die Berufung des Neugewählten 
dürfte nach Ablauf der gegenwärtigen Landtagsſeſſion erfolgen. 


H. Breslau, 22. Juni. [Amtliche Conferenz der ſtädtiſchen 
Dung Aebstzenup Lehrerinnen] Unter dem Vorſitz des 
ebarigel. Stadt ⸗Schulen⸗In 
mittag von 9 Uhr ab die diesjährige amtliche Conferenz der hieſigen evan⸗ 

eliſchen Lehrer und Lehrerinnen im Prüfungsſaale des Eliſabet⸗Gymnaſtums 
Katt. Es wohnten derſelben auch einige geiſtliche Reviſoren bei. Nach einem 
kurzen Gebete, mit dem der Vorſitzende die Verhandlungen einleitete, ſtellte 
der Vorſitzende die ſeit der letzten Verſammlung (10. Octbr. pr.) an ſtaädti⸗ 
ſchen Schulen neu angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen der Verſammlung 
vor und hieß dieſelben im Namen der Lehrerihaft und der ſtädtiſchen Schul⸗ 
behörde willkommen. Er gedachte demnächſt auch der Verluſte, welche die 
Verſammlung durch den Tod zweier bewährter Kräfte, des Rector Schneider 
und des Hauptlehrer Ed. Scholz, erfahren, zum ehrenden Andenken derſelben 
erhob ſich die Verſammlung von ihren Plätzen. 

Hierauf erfolgte die Behandlung derjenigen Themen, welche Seitens der 
Königl. Regierung für die Beſprechung in den amtlichen Lehrer⸗Conferenzen 
aufgeſtellt worden find. Dieſelben betrafen die Einübung einer Melodie 
nach dem Gehör auf der Oberſtufe und die Mathematik des geogra⸗ 
phiſchen Unterrichts auf der Mittelſtufe. Die praktiſchen Lehrproben hatten 
für das erſte Thema Lehrer Borhammer, für das zweite Lehrer Waede⸗ 
mann, die ſchriftliche Bearbeitung derſelben die Lehrer Dietrich und 

Biczoreck, zeſp. die Lehrer R. aer und Pohl übernommen. An 
die Lehrproben, reſp. die vorgetragenen Bearbeitungen knüpfte ſich eine kurze, 
Pr Theil recht lebhafte Debatte, in welcher der Vorſitzende nachwies, wie 

erechtigt das Thema bezüglich des Geſanges auch für Breslau ſei, obwohl in 
den Oberklaſſen der bieſigen Schulen nach dem Lehrplane der Geſangsunter⸗ 
richt nach Noten ertheilt wird. 

Sodann ibeilte der Vorſitzende der Verſammlung eine Anzabl Ber: 
fügungen der königl. und ſtädt. Schulbehörden mit. Gegenüber dem Wunſche 
des Vorſitzenden, daß die Schule nach Kräften den Beſuch des Confirmanden⸗ 
Unterrichts fördern möge, machte ſich der Wunſch geltend, daß auch die Geik- 
lichen den Intereſſen der Schule eine größere Berückſichtigung angedeihen 
laſſen möchten, als dies z. B. in dem Falle geſchehen iſt, wo ein Geiſtlicher 
bereits 14 Tage vor Oſtern die Confirmation vollzog und damit, nach der 
in Breslau noch zu Recht beſtebenden Schulordnung, nach welcher der Schul⸗ 
beſuch bis zur erfolgten Confirmation erfolgen muß, thatſächlich vom Schul: 
beſuch entband, wenn dies auch Seitens des Geiſtlichen nicht beabsichtigt und 
von dieſem durch Ermahnung zu verhindern geſucht wurde. 

Im Weiteren berichtete der Vorſitzende eingehend über die Verhandlungen 
innerhalb der ſtädtiſchen Schulverwaltung baten ic der Verlängerung der 
Sommerferien in den Breslauer Elementarſchulen vont3 auf 4 Wochen; das 
Reſultat dieſer Verhandlungen wurde der Verſammlung durch nachſtehende 
Berfügung des Magiſtrats bekannt gegeben: 0 

as Collegium beſchließt die 3 der großen Sommerferien 
für die Elementarſchulen von drei auf vier Wochen auf Grund des wie⸗ 
derholten einſtimmigen Votums der Schuldeputation und des Gutachtens 
der beiden Stadt⸗Schulinſpectoren, jedoch in der beſtimmten Vorausſetzung, 
daß nunmehr Urlaub für die Zeit unmittelbar vor oder nach dieſen Ferien 
nur in den Fällen ertheilt werde, in denen die Nothwendigkeit durch ärzt⸗ 
liches Zeugniß überzeugend conſtatirt iſt und infolge deſſen auf eine ver⸗ 
hältnißmäßig geringe Jabl beſchränkt werde. 2 

Die Sommerferien der Elementarſchulen ſollen natürlich ſtets in bier 
ſelbe Zeit fallen, wie die der höheren Lehranſtalten. 

Breslau, 20. Juni 1876. 0 

Der Magiſtrat. (gez.) Bartſch. Thiel. 


pectors, Priopſt Dietrich, fand geſtern Vor⸗ 


diſſidentiſch. 

Evangelifhe Confirmanden waren 1872,73: 1351 unter 10,407 evangel. 
Schulkindern; 1873/74: 1375 unter 10,751 ev. Schulkindern; 1874/75: 1515 
unter 11,233 und 1875/6: 1266 unter 11,971 ev. Schulkindern. Es bat 
ſich ſonach die Zabl der evang. Confirmanden im letzten Jahre um 249 ver⸗ 
mindert. Welche Veranlaſſung dieſer Abnahme der Confirmanden zu Grunde 
liegt, war nicht feſtzuſtellen; jedenfalls iſt es eine äußerliche, denn nach der 
von den Schuldirigenten ertheilten Auskunft ſind in allen Anſtalten ſämmt⸗ 
liche an Oſtern aus der Schule entlafienen Schüler confirmirt worden und 
haben ſie dies durch den ihnen ertbeilten Conſirmandenſchein nachgewieſen. 

Die Zahl der evangeliſchen Schulen beträgt 42, von dieſen iſt 
eine dreillaſſig, 11 find vierklaſſig, 12 fünſklaſſig, 18 ſechsklaſſig. Knaben 
und Mädchen werden nur noch in einer Schule (Ali⸗Scheitnig) zuſammen 
unterrichtet. In einer Parallelklaſſe der Knabenſchule 32 find ausbilfsweiſe 
auch Mädchen aufgenommen worden. Für den immer größeren Erfolg des 
Unterrichts iſt die Ausdehnung des Sechsklaſſen⸗Syſtems ein höchſt erfreu⸗ 
licher Fortſchritt. 8 

Die Durchſchnitisſumme der Schülerzahl in einer Schule betrug 
1874/75 rund 274, 1875/76 rund 302. In einer Klaſſe war 1874/75 bei 
206 Klaſſen die n der Schüler 57, 1875/76 bei 216 Klaſſen 
rund 59. Von den 42 Schulen ſind 20 Knaben⸗, 21 Mädchenſchulen, 1 ge⸗ 


miſcht. 

Wiſſenſchafllichen Unterricht ertheilen 180 Lehrer und 36 Lehrerinnen, 
Handarbeitsunterricht 102 Lehrerinnen. Es wirken aljo 318 Lehrkräfte an 
den ſtädtiſchen evangeliſchen Schulen. 5 

Die größte Geſammtzahl von Schülern hatten die Schulen Nr. 33 
500), Nr. 24 (483), Nr. 32 (404), Nr. 7 (401 Schüler, reſp. Schülerinnen). 

ie geringſte Schülerzahl beſaßen die sklaſſige Schule 14 (166), die 
Zkaſſige Schule 43 (171), die Aklaſſige Schule 12 (195 Sch.). . 

Trotz der in jedem Jahre vermehrten Zahl von Schulklaſſen ift die weitere 
Vermehrung der Klaſſen, reſp. Anſtalten für die nächſten Jahre noch immer 
dringendes Vedürfuiß⸗ — Nach Erledigung einiger Anträge wurde die Con⸗ 
ferenz gegen 12 Uhr mit Gebet geſchloſſen. 


m. Sprottau, 21. Juni. (Kirchliches. — Communales. — Graue 
Schweſtern.] In der letzten gemeinſchaftlichen Sitzung des evang. Gemeinde⸗ 
Kirchenraths und der Gemeinde ⸗Vertretung wurde zur Erzielung eines beſſeren 
Gleichgewichts zwiſchen den Einnahmen und Ausgaben der Fixationskaſſe und zur 
Deckung des ſchon vorhandenen Deficits von 1016 Mark beſchloſſen, die 
Kirchenſteuer von 16% pCt. der Klaſſenſteuer auf 25 pCt. zu erhöhen. Der 
ſchon früher proponirte und in Anwendung gebrachte Ausweg, durch Regelung 
der Kirchenſtellengebühren eine Mehreinnahme zu gewinnen, hatte laut 
Nachweis nicht das erwartete Reſultat geliefert. — In der heutigen Sitzung 
der Stadtverordneten wurde der Antrag des Magiſtrats genehmigt, wegen 
einer nothwendig gewordenen äußeren Renovation des katholiſchen Schulhauſes 


und zur Vermeidung der aus dieſer Veränderung hervorgehenden ſpäteren 


Koſten das ſogenannte Lange ſche Haus nach dem 1. October c. zum Abbruch 
zu bringen. In Rückſicht der in der evangeliſchen Stadtſchule wahrzunehmenden 
Ueberfüllung der unteren Klaſſen wurde beſchloſſen, eine Lehrerin mit einem 
Gehalte von 900 Mark neu anzuſtellen. — Nach einer vor kurzer Zeit ein⸗ 
etroffenen Verfügung haben ſich die hier ſtationirten grauen Schweſtern 
plan des von ihnen bisher ertheilten Unterrichts in den weiblichen Hands 
arbeiten zu enthalten und dürfen nur noch der Krankenpflege ſich widmen. 
Es wird dies ſeitens vieler Eltern lebhaft bedauert, andererſeits entgeht 
damit den Schweſtern eine weſentliche Einnahmequelle. 


d. Landeshut, 21. Juni. [Guſtav Adolf⸗Verein.] Heut beging 
der hieſige Zweig⸗Verein der Guſtav⸗Adolf⸗Stiftung ſeine 19e Jahresfeier. 
Der Feſtprediger, Herr Pfarr⸗Vicar Meißner erbaute mit ſeiner anregenden 
Bar Dia ie Generalverſammlung um 12 Uhr eröffnete der Vorſitzende 

err Diakonus Seehrich mit Gebet und ſchloß daran den Jabresbericht. 
Der Rechenſchaftsbericht ergab pro 1875 die Einnahme von 631 M. und die 
Liebesgade mit 24 M. Das zu vertheilende Drittel betrug 183 M. Von 
dieſem Drittel wurden 120 M. dem Bethausfonds zu Schömberg und 60 M. 
der Schule zu H rmannſeifen in Böhmen zugewendet. Als Abgeordnete zu der 
Hauptverſammlung der ſchleſ. Zweigvereine der Guſtav⸗Adolf⸗Stiftung pro 
1877 in Kreuzburg, wurden gewählt Herr Paſtor Martini aus Hafelba und 
Herr Kaufmann Paul Methner von bier; als deren Stellvertreter Herr 


Diakonus Seehrich und Herr Kreisgerichtsrath von Wengſtern in Schömberg. 


Bei der vorzunehmenden Wahl des Vorſtandes wurde derſelbe einſtimmig 
wiedergewählt. Die Collecte an den Kirchthüren brachte den Ertrag don 
124 M. 33 Pf. Beim Mittagsmahl brachte eine Sammlung für das Rettungs⸗ 
haus zu Michelsdorf die Summe von 3) M. 


L Königshütte, 22. Juni. [Zur Fleiſchſchau.] Daß in einer Stadt 
wie Königshütte, wo der Fleiſch⸗Conſum ein fo bedeutender ift, die Anord⸗ 
nung einer geregelten Fleiſchſchau nicht nur im hohen Grade erwünſcht, 
ſondern dringend geboten wäre, iſt evident. 
Anregungen, die insbeſondere auch vom hieſigen Bürgerverein ausgingen, 
in dieſer Beziehung bis jetzt erfolglos geblieben. Um jo anerkennenswerther 
iſt es, daß ein Bürger unſerer Stadt, der Wurſtfabrikant Herr Friedrich, 
Hawranke, aus eignem Antriebe und unter Darbringung perſönlicher Opfer 


die Fleiſchſchau erlernte, damit er im Stande ſei, trihimenfreie Waare ſeinen 


Kunden geben zu können. Längere Zeit weilte er in Breslau und ließ ſich 
von dem Stabsarzt Herrn Pr. Long in der mikroſkopiſchen Fleiſchſchau unters 
richten; hierauf unterzog er ſich einer dom Herrn Kreisphyſikus Dr. Groß 
zu Ohlau angeſtellten Prüfung und beſtand dieſelbe. 
wie Herr H. am verfloſſenen Markttage viele der hieſigen Bewohner 
fern vor Schaden bewahrte, als er das Fleiſch von einem zum 


erkannte und die Verhinderung des Verkaufs deſſelben veranlaßte. Mochte 
doch dieſe in die Oeffentlichkeit gebrachte Beſprechung der Fleiſchſchau⸗ 
Angelegenheit auch anderen hieſigen Fleiſchern Anregung für gleichartige 
Beſtrebungen ſein! 


Telegraphiſche Depeſchen. 
a (Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Brüſſel, 22. Juni. Das Journal „Nord“ beſpricht die Nicht⸗ 
interoention, wovon man jetzt in England rede, und ſchreibt: Von 
Beginn des Auſſtandes ab intervenirte Europa zu Gunſten der Türken, 
indem es dieſelben davor behütete, daß alle Chriſten die Waffen er⸗ 
griffen. Dieſer Einwirkung auf Chriſten hätte als Ergänzung eine 
ebenſolche Einwirkung auf die Türken zur Seite ſtehen müſſen, und 
das wer der Zweck der Berliner Abmachungen. Jetzt von Nichtinter⸗ 


ventlon reden, heiße die Intervention zu alleinigen Gunſten der Türken 


verlangen, was ſchließlich die Vertilgung der Chriſten im Orient zur 
Folge haben müßte. Der „Nord“ fordert die Engländer auf, dieſe 
gehäſſige Perſpective im Auge zu behalten. England könne ſich das 
Uebergewicht im Orient ſichern, wenn es die Chriſten vertheidige und 
das Land, ſtatt es zum Untergange zu verurtheilen, zum Gedeihen 
und Wohlſtand führe. 

London, 21. Juni. Bel den heute vor dem Court for crown 
cases reserved fortgeſetzten Verhandlungen in dem Proceſſe gegen 
den Capitän Keyn von der „Franconia“ über die Frage der Compe⸗ 
tenz der engliſchen Gerichte ſetzte der Generalanwalt feine in der letz⸗ 
ten Sitzung begonnenen Argumente fort, zu deren Unterſtützung er 
die Anſichten der europäiſchen Juriſten über die Competenz der Drei⸗ 
Meilen⸗Zone anführte. Der Oberrichter verlangte dagegen den Be⸗ 
weis, daß irgend eine civiliſirte Regierung nach dieſem Principe ge⸗ 
handelt habe. Der Generalanwalt konnte denſelben indeſſen nicht 
führen. Nachdem hierauf noch die in Amerika über dieſe Frage 


Nichts deſto weniger ſind alle 


Referent war Zeuge, 
> - 

) arlie ges 

brachten Schweine nach vorgenommener Unterſuchung für finnig und tribindg 
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Der Stadl⸗Schulinſpeclot bat biernad die Schulditigenten feines Bezirls 2 


. 


N * 1 / 
ö.. 


— 


— 


St.⸗Pr.⸗A. 11 
Bereinsbank 117%, 


herrſchenden Anſichten angeführt waren, wurden die Verhandlun⸗ 
gen vertagt. 

London, 22. Juni. Unterhaus. Auf eine bezügliche Anfrage 
Bruce's erklärte der Premier Disraeli, eine Debatte über die Orient⸗ 
frage erſcheine nicht zweckmäßig. Die Mächte ſeien einig darüber, 
einen Druck nicht auszuüben. Wie von den Inſurgenten die Am⸗ 
neſtie und die Waffenruhe aufgenommen worden, ſei ihm nicht be⸗ 
kannt; es ſcheine, daß die Inſurgenten danach in ihrer Action nach⸗ 
gelaſſen hätten, da die Verproviantirung der Feſtungen in der Herze⸗ 
gowina habe erfolgen können. 

Nom, 21. Juni. Der Papſt empfing heute in Gegenwart von 


nsterdamI00 Fl. 8 T |3 1169,15 ba 
do, de, |2 M. 3 168,40 ba 
„adon 1 Latr. 3 M. 2 20,40 bs 
?aris 100 Fres. 8 T.|3 | 81,05 ba 
?etersburg1008R.| 3 M. 6 ½ 1262,50 bz 
Warschau 1008. 8 T. 6 ½% 266 ba 
Wien 100 FL . 8 T. 4½ 168, 10 bs 
40. 40. 44 M4167 28 ba 


Fonds- und Geld-Course, 


Waate-Anl. 4½ W οnsOl. 4½ 104, 76 ba 
do, * 4%igeld | 88 bıB 
itaats-Schuldscheine, . 3% 94,50 ba 


16 Cardinälen und mehrerer anderer Prieſter eine Anzahl deutſcher] rau, Anleihe v. 1868 3131.40 bad 
Wallfahrer. In feiner Antwort auf die Anrede derſelben ſprach der] Berliner Stadt-Oblig. 402% ba 
Papſt von den „Heimſuchungen und Verfolgungen der Kirche“ und 3 \pommersche .. 3 8490 0 
belobte die Standhaftigkeit der deutſchen Biſchöfe und Prleſter. een I ed 
(Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) HE, l 

Wien, 22. Junl. Das „Tagblatt“ meldet, daß in Südungarn © 1 er a 5680 be 
für Serbien Mannſchaften angeworben werden, weshalb vielleicht die] 3 \weuru u. Nein. | 98/20 be 
Verhängung des Belagerungszuſtandes bevorſtehend ſel. Es find Ver- | enten 145 8 

haftungen vorgenommen worden. Zadlsche Präm.-Anl, 4 119 be 
Anierieche 4% Anleihe 122 28 bz 


Kopenhagen, 22. Juni. Die ruſſiſche Corvette „Kreuzer“ hat 
im Sunde ihre Schraube verloren und iſt behufs der Reparatur in 


den hieſigen Hafen eingelaufen. 
Petersburg, 22. Juni. Das Feſthalten der drei Mächte an 


dem Berliner Memorandum iſt als eine beſchloſſene Sache zu be⸗ 
trachten, obgleich jede diplomatiſche Preſſion in Konſtantinopel bis zum 
Ablauf des von der Pforte den Inſurgenten angekündigten Waffen⸗ 
ſtillſtandes unterbleiben wird. 


Telegraphiſche Courſe und Börſenngchrichten. 
8 1 5 Molffs Telegr.⸗Bureau.) 
Frankfurt a. M., 22. Juni, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcgurſe.] 
Londoner Wechſel 204. 87, Pariſer Wechſel 81, 10, Wiener Wechſel 168, 20, 
Böhmiſche Weſtbahn 154%, Eliſabeth⸗Bahn 130%, Galizier 172%, Frans 
en“) 227%, Lombarden*) 74%, Nordweſtbahn 110%, Silberrente 59%, 
ierrente 56%. Ruſſ. Bodencredit 85%, Ruſſen 1872 —. Ruſſ. An: 
eihe — —, Amerikaner de 1885 1024, 1860er Looſe 103%, 1864er 
Looſe 262,30. Creditact.“) 125%, Oeſt. Nationalb. 718, 00, Darmſt. Bank 
Bank —, —, Berliner Bankverein 85%, Frankfurter 
Deutſchöſterreichiſche Bank 91%, 9 08 Banl 
He, goa bahn 50g, bete en 73%. ge ze Clanteiosfe. 147, 00) 
Ludwigsbahn 99%, erheſſen 72% gariſche oſe „00, 
bo. Schtzw. alte 87, do. neue 83%, Central⸗Pacifte 93%, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 59%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 
Feſt. Oeſterreichiſche Bahnen theilmeife beſſer. 
Nach Schluß der Börſe: Credil⸗Actien 125%, Framoſen 227%, Lom barden 
74% 1860er Looſe —, Eliſabethbahn —, Franz⸗Joſefsbahn —, Galizier —. 
) Ber medio reſp. per ultimo. 
Hamburg, 22. Juni, Nachmittags. [Schluß⸗Ceurſe.] Hamburger 
r. 4347 Silberrente 58%, Erebitactien 124%, Nordweſtbahn — 
1860er Looſe 102%, Franzoſen 568, Lombarden 184, Italien. Rente 72%, 
urahütte 56%, Commerzbank 87%, do. II. Gmiſſton 


784, Hahn ſche 


- 


—,—, Provinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 126%, glo⸗ deutſche 5344, 
Internationale Bank 84, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗N. 
101%, Rbeiniſche Eiſenbahn do. 117%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 83, Disconto 


3 pt. — Schwächer. 


auf 5 
Juni 


amburg, 22. Juni, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, 
Termine feſt. gen loco flau, auf Termine feſt. Weizen pr. 
207 Br., 206 Gd., pr. September⸗October pr. 1000 Kilo 212 Br., 211 Gd. 
oggen pr. Juni 165 Br., 163 Gd., pr. September⸗October pr. 1000 Kilo 


162 Ur., 161 Gd. Hafer feſt, Gerſte ruhig. Rüböl ftill, loco 65%, pr. October 


pr. 200 


Juni 36%, per Juli ⸗Auguſt 37, 


Pfd. 63%. Spiritus ſtill, pr. 1 


per Auguſt⸗Sept. 38, pr. September »Dctober per 100 Liter 100% 


 Raffer lebhaft, Umfay 8000 Sad. Petroleum feit, Standard white Ioco 12, 30 


„ 12, 20 Gd., per Juni 12, 20 Gd., per Auguſt⸗December 12, 90 Gd. 
— Wetter: Warm. 5 

Nverpool, 22. Juni, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Tagesimport 20,000 Ballen, davon 
17,000 B. amerikaniſche. , . 

Liverpoel, 22. Juni, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſaßz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — 


e 
Middl. Orleans 6%, mibbl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4% 
Midsl. fair Dholerah 4%, good middl. Dhollerah 4, mſddl. Dhollerah 
3%, fair Bengal 3%, good fair Broach —, new fair Domra 4%, good 
air Domra 4%, fair Madras 4, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, 
air Egyptian 6. a 
Antwerpen, 22. Juni, Nachmitt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt.] 


I Schluß bericht.) Weizen weichend. — Roggen nachgebend. — Hafer gefragt. 


der totalen Geſchäftsſtille, die auf dieſem Gebiete herrſchte. 


beſtimmte Tendenz kaum zum Ausdruck. 
ſtagnirte das Geſchäft faſt vollſtändig, die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Speculations⸗ 
> Ka blieben in den 


5 1 feſt, Berliner 


ſebr lebhaft. Berliner Eiſenbahnbedarf wiederum geſtiegen, 


— Gerſte unverändert. 


Antwerpen, 22. Juni, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 29 bez, 29% 
Br., pr. i 29 Br., vr. Juli 29% bez. u. Br., pr. September 31% bez, 


gend. 


Berlin, 22. Juni. Das heutige Geſchäft bewegte ſich wiederum in den 
engſten Grenzen und blieben, da irgend welche anregenden Nachrichten nicht 
vorlagen, auch die Courſe meiſt im geftrigen Niveau. Einzelne Gebiete, oder 
beſſer, nur einzelne Effecten erfreuten ſich einer unzweifelhaften Ze 
die jedoch weniger das Neiultat einer ſpontanen Beſſerung des Verkehrs war, 
De ſich als die Folge der durch die näher rüdende Ultimoregulirung 

edingten Deckungskäufe erwies. Sie umfaßte daher auch A Ya nur 
die von der Speculation in ihren Geſchäftskreis gezogenen Werthe, für welche 
eben ein Decouvert beſteht. In der Prolongation bedangen Credit 2,60 bis 
2,50 M., Lombarden 1,20 M., Franzoſen 2—1,90 M., Disconto⸗Commandit 

%, Köln: Diindener 1 A, mache , Rheiniſche gingen glatt auf. 
on den internationalen e blieben Oeſterr. Credit⸗Actien 
unverändert, Lombarden und Oeſterr. Staatsbahn ließen etwas nach, Oeſterr. 
Nebenbahnen erfreuten ſich wieder größerer Beliebtheit, Galizier, Rudolfbahn 
und Elbethalbahn ſteigend. Die localen Speculations⸗Effecten blieben un⸗ 


belebt. Discont⸗Comm. 112,30, ult. 1127 — , Dortm. Union 3%, Laurah. 


57, ult. 57750. D 
ihre bisherigen Coursnotirungen 
doch keine feſte Phyſiognomie, die 


Die auswärtigen Staatsanleihen behaupteten zwar 
9 unverändert, trugen aber eigentlich 
einbare Felle entſprang eben nur 
Oeſterr. Renten 

und 1860er Looſe baben zwar einige Transactionen aufzuweiſen, indeſſen 
blieb auch hier die Kaufluſt auf das Aeußerſte eingeſchränkt. Türken und 
taliener waren ganz vernachläßigt. Ruſſ. Werthe bekundeten eine matte 
tung, nur Bahnen waren feſter und beliebt. Preußiſche, ſowie deutſche 

. Galen feſt, aber ebenfalls unbelebt. Neue Sächſiſche Anleihe 70,75. 
Das Geſchäft in Eifenbahnprioritäten war ganz geen und kam eine 
Auf dem Ei eubabn⸗Aetienmarkte 


Courſen faſt unverändert, aber auch ganz vernach⸗ 
figt. Schlechter ſtellten ſich Halberftäbter und angeboten waren Ans 
lter. Von leichten Bahnen zeigten ſich Berlin» Dresden zu ſchwankendem 

fe lebhafter, Aachen « Maftrihter, Weimar + Gera und Nahebahn in 
einigem Verkehr, Rumänen matt, Stamm Prioritäts » Actien ſehr ſtill. 

Bankactien unbelebt und wenig feſt. Centralbank für Induſtrie beſſer, Ber⸗ 

liner Lombardbank belebt, Leipziger Wechslerbank beſſer, Braunſchweiger 

affenberein_fteigend, Gothaer Grunderedit 

e) matt. Von Induſtriepapieren waren Landré Brauerei ſteigend, Vieh⸗ 
etwas an, Große Pferdebahn matt, auch Continental⸗Pferdebahn in 

er Haltung, Flora feſt, Centralſtraße zu berabgeſetzter Notiz begehrt, 
entker beliebt und ſteigend, Bauverein Königſtadt procentweiſe Bis er 
eſtf. Draht: 

duſtrie gedrückt, König Wilhelm zog etwas an, Courl beſſer, anch Beß elius 
und Gelſenkirchen höher, Bochumer und Märk.⸗Weſtf. Bergwerk matter, Pluto 
durch eine größere gerichtliche Verkaufsordre N — Um 2½ Uhr: Matter. 

Credit 252, Lombarden 148%, Framzoſen 457%, Reichsbank 155, Disconto⸗ 

Commandit 112%, Dortmunder Union 3,75, ahütte 57, Köln⸗Mindener 

101%, Rheiniſche 117%, Bergiſche 83%, Rumänen 18%, Türken 10,90. 


Döln-Mind. Prämiensch!3%, 108 bz 


Lurh. 40 Thaler-Loose 248,75 bz 
Badische 35 Fl.-Loese 136 bz 
Braunschw, Präm.-Anleiba 82,90 ba 
Oldenburge» Loose 186 40 bs 


Duoaten — — Freud. Bkn. 99,65 bz 
3over, 20,43 bs einli.Leip., — — 
Napoleons 18.26 b@|Oest, Bkun, 169,60 bz 


Imperials 16,66 G 
Dollars 4.18 @ 


Hypothekep-Gertifioate, 
r 47 2 a a 
A r. Hyp.-B. 2 
Pa ar . ma — 
utsche Hyp.-B.-Pib. „ 2 
7 8 do. 35 101 ba 
gündbr. Cent.-Bod.-Or. 4% 100,0 6 
Onkünd, de, (1872))5 101,50 bz 
do, rückab. R 110616 107,70 ba 
do. do. do, 4% 28,60 bz 
Ink. H. d. Pr. Bd.-Ord. 23 | — - 
do. III. Em. do. 103 10 bad 
Lündb. H 00 8 


Schuld. do. 5 
Iyp.-Anth. Nord.-G. C. B. 
do, do. 


Pfandbr. ö 
Pomm, H 
do, 


Russ. Bkn, 266,80 bz 


101 ba 
101,50 
06 


0 
bz& 
„Briefe. 0 
. 6. II. as - 
goth. Präm,-Pf. I. Em. 
2 d II. Em.|5 16,50 be 
101,75 bi 
oA, do, do. m. 114% 96,10 bs 
4 
Dost. 


es 86,60 0 
Sahles, Bodencr.-Pfdbr,|5 1425 B 
4 


do. do. 4, 94,23 6 
südd, Bod.-Orod,-Pfab.|6 1% be 


de, do, 404 
aner Anvenhadte 54 
Ausländische Fonds. 

dest, Bllberrento. 4 ½ . 58,70 bag 
(/1.4½, u. 1. ll. ic.) 1. 4. l. 10. 68,76b 
C l . let. 6680 
1.0L. /g. u. 1. /f. l. /11·) - 415-1.U11· 
ster Erla. l. 0 0 
40, Lott.-Anl. v. 60. |5 102,60 eibzQ 
de, Oredit-Loos os. — 31 
do, 64er Loose 
Guss, Präm.-Anl. v. 64/8 
do. do, 18668 
de, Bod.-Ored.-PIdbr. 8 
40, Oont.-Bod.-Or.-Pfdb. 
Ruas,-Poln. Schatz-Obl,|4 
Poln, Pfndbr, III. Em,|4 
poln. ee ee 4 
Amer ricke. p.1881 
* 1886.6 


Ital. Tabak-Oblig. 
Raab -Graz er 00 Thlr. L. 4 
Rumänische Anleihe. .|8 
Türkische Anleihe. . 6 
. 68,25 0 
zehwedische 10 Thlz.-Loose— — 
finnische 10 Thlr.-Loose 39 bz 
cürken-Loose 34,60 8 


—— — ͤ —ür—— 
Elsenbahn-Prloritäts-Aotiea, 
1 00,50 @ 


100, 
B fh a2 Da 


do, . 
do, Hess. Nordbahn|5 103 0 
Berlin- Görlitz 5 110225 8 
do, FEN ı 1 Brake 
0. Lit, 0, . 4 89.40 B 
Sreslau-Freib,. Lit. D. 4½% 9,50 ba 
40. do. E. 4 3 8 
do, do. F. 4% 96 8 
de, do, G. 4½% 94 6 
do, do, H.4%| 91 bs 
do, do, 3.4141 89,60 baB 
do, do, K. 4½% 89,60 bed 
Cöln-Minden III. Lit. A. 4 ‚50 
40. . Lit B. 4% 59,50 @ 
da, „IV. 4 92.50 0 
do. „ V. 1 bs 
Salle-Sorau-Guben . 6 101,20 bz 
Aannovor - Altenbeken 4½ — — 
Kärklsch-Posoner . . .|5 zn 
J.-M. Staatab. I. Ber. 4 | 97,60 bzB 


40, do. II. Ser. 4 
46, do, Obl. L. u. II. 4 | 97,60 8 


4 do, III. Ser. 4 | 96,50 B 
Iberschlos, 4. 14 
do. e 3% 85,25 8 
de, ir 493,0 & 
do, D... ke 
do, Are: 37% 85,90. B 
do, .. 4½% 100.75 0 
dos 66 . 4 0,70 bz 
4o. H. 4% 104,0 U 
do. .. von 1869s [10380 0 
do. von 1878.4 l — 
dos 12 1874. h 6 
40 riog-Neisse rau 
do,. Oosel-Oderb.|4 | 93 8 
do, o. 6 [103,15 @ 
ge ae N 
do, 0. II. Em. 4% — — 
do, do. III. Km. 4 — — 
do. Ndrschl. Zweb. 6 ½ — — 
Jstpreuss, Südbahn. 6 — 
dochte-Oder-Ufer-E. s 104 @ 
Jehlesw. Klsenbabn. 4 — — 
chemmitz-Komotan . |5 | 49,60 & 
Dux-Bedenbach. . . .» 5 | 54 br 
do. II. Emission . % | 42,46 tba 
erag- Dun... kr. G 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.)d | 81.70 B 


do. do, neue |d | 78,50 8 
conchau- Oderberg. 4 


Ing. Nordostbahn . 6 62, 8 
Ing. Ostbahn 3 1% @ 
Gemberg-Ozernowitz . | 65,30 8 
do, do, II. 8 60 8 
do. do. III. | 65,60 ba 
Aährische Grenzbahn |5 | 61 bz 
Mähr.-Schl, „16,25 G 
do. „ tr.“ — — 
“sonpr,-Rudolf-Bahn %s 66,40 b 
esterr.- Französische 3 B 
do. do. II. 3 @ 
10, südl. Btaatabahn|3 241,50 ba 
do, neuo |3 241,50 bz 
do, Obligationen 76,30 bz& 
urnchav- Wien II.. 48 50 bz 
do. III. 6 0 
20. IV.. 5 86 25 baB 
40, V.. 4 84,60 0 


Bank-Discont 3½ pt. 
Terabard.Zinnfnuse 44, 7 


Berlin, 22. Juni. 


Produectenbericht.] 


N 


Halle-Sorau-Gub. 
Hannover-Altenb. 
Kaschau-Oderberg 
Kronpr, Rudolfb, 
Ludwigsh.-Bexb. 

Märk.-Posoner. . . 


* 


eee See 


Magdeb.-Leipzig. 
do. Lit. B. 
Mainz-Ludwigeh. . 
Niederschl,-Märk, , 
Oberschl, A. C. B. E. 12 
do. 3. 

Oesterr.-Fr. St.-B, 
Oest. Nordwestb. 
est. güdb. (Lomb. ) 
Ostpreuss. Südb, . 
echto-O,-U,-Bahn 
Reichenberg-Pard, 


4 

0 

4 
Thüringer Lit. A.] 7 
Warschau- Wilen. 10 


3 


eee | ge.“ 8 12 


28880 
** 


E 


21,50 ba 


220 bag 
150-51-47-9 bz 


Elsenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotlen. 


Berlin-Görlitzer ,.| 4 6 s (8150 B 
Berliner Nordbahn] 0 — ft, — 
Breslau-Warschau| 0 u 185 25,78 6 
Halle-Sorau-Gub, | 0 0 5 | 22,60 bz 
Hannover-Altenb, | 0 0 |6 | 36 bs 
Kohlfurt-Falkenb, | 2% — s 44,75 ba 
Märkisch-Pnaener 0 3% 8 74 bag 
Magdeb.-Halherst. 3% 3% 3% 65,90 bz& 
do. Lit. C.] 8 5 15 92,25 bz 
Ostpr. Südbahn. 3% s s 74 6 
Pomm, Oontralb. 0 . 2 
Rechte-O.-U.- Bahn 6% | 61% 5 108,25 ba0 
Rumänjier 8 8 s | 69,60 bı@ 
Saal-Bahn....». 3% 14% |5 | 29,75 B 
Weimar-Gera, , ..| 8 2% |65 | 37,75 vn 
Bank-Paplers, 
Allg. Deut. Hand.-G.] 5 9 14 | 25,75 @ 
AngloDeutscheBk.| 0 3 40480 B 
Borl. Kasgon-Ver. 18½ 1% 4 130 @ 
Berl. Handels.-Ges.] 7 6 („86.25 bs@ 
do. Prod.-u.Hdls.-B. .I 37% 82,50 bo 
Braunschw. Bank.] 7 6 4 | 92,60 ba 
Bresl, Disc,-Bank | 4 2 4 | 62,76 @ 
Bresl.Maklerbank | 0 0 1 | 
Breol,Makl,Ver.-B.| 4 4 11 —— 
Brosl. Wechslerb.] 3 4 „66.50 8 
Coburg. Ored.-Bnk.] 4 2% 68.75 0 
Dauzigor Priv.-Bk. 6 7 41170 0 
Darmat, Creditbk. (10 6 4 106,76 6 
Darmst. Zettelbk. 8 5 4 94 80 6 
Deutsche Bank 8 3 4 81 ottzB 
do, Reichabank| — — 1% 165 bs 
do. Hyp.-B. Berlin] 1 74 91.78 8 
Disc.-Comm.-Auth. 12 7 4 1230 be 
do. ult. 12 7 4 1120.12 78 ba 
Genossensch,-Buk.| 8 5% 87,60 vag 
do. u 8 84 4 91,765 @ 
Gwb.Schuster u. O.] 0 0 „ | 10,80 bı@ 
Goth. Grunderedb,| 9 8 4 105 b 
Hamb, Vereins. B. 11% 1 117 0 
Hannov, Bank. ..|0% | 671514 1161.70 ban 
Königsb,Ver.-Bank| & 6% 4 | 80,9 0 
Lndw,-B,. Kwileckif € 1 61 6 
Leipz. Crod,-Anst.| 9 7 14 110825 B 
Luxemburg, Bank| 9 6 4 9580 bi 
re do, | 8% 99 4 104,00 @ 
Meininger do. 4 3 4178.0 0 
Moidauer Lds.-Bk.] 3 oe 425 
Nordd, Bank 10 6% 4 126 bz 
Nordd.Grunder-B.| 9% 99 4 | 95,10 B 
Oberlausitzer Bk.“ 0 2 448 0 
Oest. Ored.-Actien 6% s 4 281, 50.52 80 b 
Posner Prov.-Bank| g 2 . 125 * 
Pr. Bod.-Or.-Act.-B. 6 8 4 »7,90 bıB 
Pr, Cent,-Bod.-Ord,| 9 9% 4 1117,40 bz 
Sächs. Bank. 10 1 4 119,60 bıB 
Sächs. Crod.-Bank ! 5 5 4 @ 
Schl. Bank-Verein] 8 6 4 84.50 0 
Schl. Vereinsbank] & 6 482.60 6 
Thüringer Bank, .| 6 6 4 72 be 
elmar, Bank, ,.| 5% o 4 40 ba 
Wiener Unionsb, 8 2% | |100 @ 
In Liquidation.) 
Berliner Bank. . 0 | — if 89 6 
Berl. Bankverein 4% 10 If. | 85 bı@ 
Berl, Lombard-B. 0 — im | 450 @ 
Berl,Prod-Makl.-B,| o — ftr. — — 
Berl, Wechsler.-B.] 0 — tr. 42 6 
Br.-Pr.-Wechsl.-B.] 0 — tr. — — 
do. Hand. u,Entrep,| 0 — ftr. — — 
Centralb. f. Genos,| 0 — ftr. 86 das 
Deutsche Unionsb | 3 ftr. 71,75 bi 
Hannov, Disc. -Bk - 0 8½ tr.] 87,50 @ 
Hessische Bank. . 0 — Ifr, 88 B 
Närschl, Oassenv.| 0 — ftr. — — 
Ostdoutscho Bank.] 8 — ftr. 87 bz& 
Pos. Pr.-Wechsl. B. 0 — ftr. . 
Pr. Credit-Anstalt| 0 E. ] 090 @ 
Pr, Wachsler-Bnk,| 0 — le., 
Schl. m 2 | — . | i 
Ver.-Bk. Quistorpl 0 — ltr. 4,20 B 
Indusirie-Paplers, 
BerLEisonb,-Bd-A,| 1% | — ftr. 118 ba 
D. Eisenbahnb.-G.] 0 0 44 13,25 ba 
do, Reiche-u. Co.-E.] 4 — 1416,00 
Märk. Sch. Masch. G.] 0 0 44 16,28 B 
Nordd,Gummifab,| 5% 8 4 | 51,50 56 
de. Papierfabr,| 4 0 4 „850 G 
Westend, Com. -G. 0 — lu. — — 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18% 18 „ 120,25 ba 
Schles. Feuervers. l 7 20 4 655 @ 
Donnersmärkhütte) 4 3 4 29 8 
Dortm. Union... .| 0 - 4 | 375 da 
Königs- u. Laurah,|10 — 4 | 57 ba 
Lauchhammer 0 — 4 | 1150 6 
Marienhütte „...] 7% | — 14. | 69,75 etbzB 
Moritzhütte. .... 0 5 
OSchl. Eisenwerke; 1 14 % 106 
Redenhütte,.... 0 — 4 | 9,75 bzB 
Schi, Kohlenwerke| 0 — 4 | 13,50 bas 
Bchl.Zinkh.-Actien| 7 6 4 16 
40. St-Pr.-Act,| 7 6 4% 86 etbaB 
Tarnowitz. Bergb.| 0 9 (4 & 
Vorwärtshütte. . I — j4 | 16B 
Baltischer Lloyd .| 0 eo ja 3760 0 
Bresl, Bierbrauer.| 0 0 4 — — 
Brel. E.-Wagenb.| 6% |6% 44 B 
do, ver. Oelfabr.| 5 — li 147,504 
Erdm, Spinnerei | 4 1 28.25 8 
Görlitz, Eisenb.-B.] 2% — 14 1426 
Hoffm' Wag. Fabr.] 0 9 4 1280 8 
O. Schl. Eisenb,-B.| 2 9 4 | 25,50 B 
Schl. Leinenind, | 7% |8 4 | 81,50 @ 
8. Act.-Br. (Scholtz). 0 - tr. —— 
de. Porzellan] 0 oO 4 1250 0 
Schl. Tuchfabrik 0 — 161 
10. Wagenb.-Anst.] 0 0 |ir 1506[-— 
Schl. Wellw.-Fabr.| 0 4 — omr 
“slholraabütteMA,| 4 4% “ 65 bas 5 
Bei ſtillem Geſchäft in 


j —— H—ę—ö Roggen haben wenige Käufe genügt um die Terminpreiſe etwas zu ſteigern. 
Breslau, 23. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 10 Cm. U.⸗P. — M. 60 Cm ⸗Wagre iſt nicht ſonderlich beachtet, Aber die Kündigungen ſind heute — auf · 


a W. g br. Fi ge e Di. be, 
tember — eptember⸗ October 211— 210— 
pr. October⸗Novemder 212—2114—212 Mark 
e 207 Mk. — Roggen loco 156 —190 Mark pro 1000 Kilo 
nach Qualitat gefordert, ruſſ. 157162 Mark ab Kahn und Bahn bez., 
inländ. — Markl bez., ſchwediſcher — M., defect ruſſ. 152 Mk. ab Bahn bez., 
pr. Frühjabr — M. bez., pr. Juni 161 — 162, —102 M. bez., pr. Juni⸗ 
Juli 159—159%—159 Mark bez, per Juli⸗Auguſt 158% —159%4—159 M. 
bez., per Auguſt⸗September — rk bez., ver September⸗October 162 bis 
163—1614—162 Mark bez., per October — Mark ab Bahn dez. Gekünvigt 
17,000 Etr. Kündigungspreis 162 Mark. — Gerſte loco 156 bis 189 Mar“ 
nach Qualität gefordert. — Hafer loco 155—198 Mark pro 1000 Kilo nach 
Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 180-185 Mk. bez., ruſſiſcher 
173—185 Mark bez., vommerſcher und mecklenburgiſcher 188—192 Mark 
bez., ſchwediſcher 183—192 Mark ab Bahn bez., pr. Juni — Mark bez., 
Juni⸗Juli 175 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 165—165% Mark bez., pr. 
September-October 155% —157 Mark bez. Gekündigt 1000 Ctr. Kündi⸗ 
gungspreis 175 M. Erdſen: Kochwaare 193—225 Mk. Futterwaare 181 
dis 192 Mark. Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack 
Nr. O: 30,00 bis 29,00 Mark, Nr. 0 und 1: 27,50 — 26,50 Mark bez. — 
Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack: Nr. 0: 26,00—24,50 
Mark bez., Nr. 0 und ıl: 24,25 bis 22,25 Mark. — Roggenmehl pr. 100 
Kilo Br. incl. Sack Nr. O und 1: pr. Juni 24,60 Mark nom., pr. Juni⸗ 
1 23,60 —55 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 23,20 Mark bez., pr. Auguſt⸗ 

eptember — Mark bez., pr. September⸗October 23 — 23,1005 Mk. dez. 
— Käbol pro 100 Kilo loco ohne Faß 63,5 M. bez., pr. age 63—63,4 M. 
bez., pr. Juni⸗Juli 62,5 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt — M. bez., per Sep⸗ 
tember⸗October 62,6—5 Mk. bez., pr. October⸗November 62,7 Mark bez., 
per Nobbr.sDecember 63 Mark Gd. Gekündigt 100 Ctr. Kündigungspreis 
63 Mark. — Leinöl loco — Mark. — Betroleum loco 29 M. ab Bahn bez., 
pr. September October 27—27,1—26,9 Mark Gb., pr. April — Mark dez. 
Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. 

Spiruus loco „ohne Faß“ 51,2 M. bez., mit leichten Gebinden — M. bez., 
ab Speicher — 2. bez. „mit Jan. — Mark bez., pr. Juni 51,3—5 Mark 
bez., pr. Juni⸗Juli 51,3—5 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 51,4—6 Mk. bez., pr. 
Auguſt⸗Sevtember 51,4—6 Mark bez., pr. September⸗October 51,4—6 Mk. 
bez., pr. October⸗November 50,4—6 Mark. bez. Gekündigt 30,000 Luer. 
Aundigungspreis 51,5 Mark. 


e Breslau, 23. Juni, 94 Uhr Vorm. Am heutigen Markte blieb 
bah — für Getreide matt, bei ausreichenden Zufuhren, Preiſe ſchwach 
ehauptet. 

Weizen in ſehr gedrückter Stimmung, per 100 85 ſchleſiſcher weißer 
17,30 bis 19,10—21,50 Mark, gelber 17,10 — 18,30 — 20,10 Mark, feinſte 
pr. 100 Kilogr. 16,00 bis 17,10 


Sorte über Notiz bezahlt. 
Roggen bei ſtärkerem Angebot matter 
bis 18,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. 
Gerſte ſchwache Kaufluſt, per 100 Kilogr. 14,10—15,10—16,10 Mart, 
weiße 16,30 —17,10 Mark. 
Hafer ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 18,30 —19,50— 20,50 Mark, 
feinſter über Notiz. Re 
ais ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 12,70 bis 13,70 Mark. 
Erbſen ohne Angebot, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mart. 
Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 14,80 —15,80— 16,50 Mark. 
Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mart, 
blaue 10,00 —11,50 Mark. 
Wicken mehr beachtet, per 100 Kilogr. 16,80—17,80—18,80 Mt. 
Delſaaten nominell. 


Schlaglein mehr beachtet. 
zo 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat.. 27 — 25 — 22 
Winterraps 28 50 27 25 26 50 
Winterrübſnm 27 25 26 — 25 25 
e e Akad 2 50 27 50 26 — 


Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein alt 32,75 —33,75 
Hausbaden 


ark. 
. e ˙ mm. «⅛—ũo: .. 
lee! Verſetzt: Der Staatsanwalt Franz zu Strehlen 
nach Ratibor. — Ausgeſchieden auf eigenen Antrag: Der Staatsanwalts⸗ 
gehilfe Dr. jur. Crüſemann zu Breslau. ; N 
Ernannt: Der Gerichts⸗Aſſeſſor Kurt Nickel zu Raudten zum Kreis⸗ 
richter bei dem Kreisgerichte zu Wohlau mit der Function bei der Gerichts 
Commiſſion zu Raudten. Die Rechts⸗Candidaten Otto Peisker zu Hönigern, 
Franz Leske zu Breslau und Theodor Kruppe zu Trebnitz zu Referendarien. 
er interimiſtiſche Calculator Ferdinand Neugebauer zu Namslau zum Cal⸗ 
culator bei dem Kreisgerichte zu Polniſch⸗Wartenberg. Der Feldwebel 
Guſtav Jäckel zu Reichenbach zum Buregugebilfen bei dem Stadtgerichte zu 
Breslau. Der Hilſs⸗Gefangenenwärter Louis Knappe zu Woblau zum Ge⸗ 
fangenenwärter dei dem Kreisgerichte zu Brieg. Der Hilfs⸗Gefangenenwärter 
Vincent Wroblewski zu Strehlen zum Boten und Executor bei dem Kreis⸗ 
gerichte zu Waldenburg. Der Stadtgerichts⸗Hilfs⸗Executor Theodor Witton 
8 Breslau zum Boten und Executor bei dem Kreisgerichte zu Breslau. 
er Sergeant Franz Förſter zu Münſterberg und der invalide Hautboiſt 
Hermann Wüſtrich zu Breslau zu Hilfsboten und Hilfs⸗Executoren bei dem 
Stadtgerichte zu Breslau. Der invalide Oekonomie ⸗Handwerker Carl Hanke 
zu Strehlen zum Hilfsgefangenenwärter bei dem Kreisgerichte zu Strehlen. 
— Verſetzt: Der Kreis richter Evmann zu Rawitſch als Stadtrichter an 
das Stadtgericht zu Breslau. Der Referendarius Adolf Dirkſen zu Treuen⸗ 
brietzen in das Departement des Appellationsgerichts zu Breslau. Der 
Referendarius Dr. jur. Paul Roſenthal zu Schweidnitz in das Departement 
des Kammergerichts. Der Secretär und Depoſitalkaſſen⸗Rendant per 
zu Neurode an das Kreisgericht zu Frankenſtein. Der interimiſtiſche Cal⸗ 
culator Wilhelm Härtel zu Münfterberg als Bureau-Diatarius an das Kreis⸗ 
gericht zu Strehlen. Der Kreisgerichts⸗Kaſſen⸗Diatarius Hugo Haunſchild 
zu Breslau als interimiſtiſcher Calculator an das Kreisgerit zu Münfters 
berg. Der Bureau⸗Diatarius Guſtav Hoffmann zu ehlen als Kaſſen⸗ 
Diätarius an das Kreisgericht zu Breslau. — An ae en auf eige⸗ 
EM Hain; Der frühere Bureau⸗Gebilfe, jetzige Kanzlei-Gehilfe Jeſuſſek 
zu Jauer. 


— — — . ——— —ꝓ—w— —— 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 

22, 23, Nachm. 2 U. | Abbe. 10 u. | Morg. 6 U. 
gulwin bei Be 332% 96 333.ö 09 332 57 
e + 18%1 + 130% 87 
Dunftdeud -uuunnsen- 34,25 30 38 30,61 
Dunitfättigung- +++» «+ 4 36 v 55 pCt. 84 pCt. 
F NO. D. 1 NW. 1 
ET RE wollig. heiter beiter. 
ärme der Ober : Morgens + 16°%6 


um Irrthümern vorzubeugen, 
erkläre ich biermit, daß ich im Beſitz eines gültigen, 


3 & 
ſtaatlich anerkannten Doctor: Diploms (nicht Jena) 
bin, welches bereits dem Polizei⸗Präſidium vorgelegen hat 


und mit Herrn Claise nie in Verbindung geſtanden habe. 
a Dr. Theobald Werner. 


Redacteur: Dr. Stein. 
edrich) 


Verantwortlicher 
Druck von Grab, Barth u. Comp. (W. Fri in Breslau. 


